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Senf beauftragt Volen 


Auf der letzten Tagung des Völkerbundsrates hatte der Danziger Senatspräſident 
keinen Zweifel darüber gelaffen, daß er an einer Behandlung innerdanziger Angelegen— 
heiten vor dem Genfer Forum nicht mehr teilnehmen und auf Anfragen des Hohen 
Kommiſſars des Völkerbundes, die dieſe Angelegenheiten betreffen, nicht mehr ant⸗ 
worten werde. Leſter wurde, wie es der Senatspräſident angekündigt hatte, „unter 
Quarantäne geſetzt“. Da für den Völkerbund keine Möglichkeit beſtand, dieſen ſelbſt⸗ 
verſtändlichen Standpunkt der Danziger Regierung zu ändern, blieb ihm ſchließlich nichts 
anderes übrig, als den Tatſachen Rechnung zu tragen: Leſter wurde an Stelle des 
zum Botſchafter der Madrider Regierung in London ernannten Ascarate zum Unter: 
generalfefretär des Völkerbundes befördert. Er wird alfo feinen Dan⸗ 
ziger Poſten verlaſſen, aber erſt, wenn Genf ſich darüber ſchlüſſig geworden iſt, wer 
ſein Nachfolger ſein ſoll. Mit Leſter wird eine der unerfreulichſten Erſcheinungen 
aus dem öffentlichen Leben der Freien Stadt Danzig verſchwinden. „Als Gauleiter Forſter 
vor drei Monaten“, ſo ſchrieb das Danziger Organ der NSDAP. am 1. Oktober, „an 
dieſer Stelle ſeinen aufſehenerregenden Artikel gegen Leſter ſchrieb, war er geſchrieben 
worden in der beſtimmten Abſicht, einen Störenfried der inneren Danziger Politik abzu⸗ 
ſägen. Diefe Abſicht iſt von Erfolg gekrönt worden ...“ Es iſt bemerkenswert, daß 
der Völkerbund dieſen ſeinen Beamten, der ſich in Danzig als diplomatiſcher Handlanger 
ſtaatsfeindlicher und krimineller Elemente betätigt hat, in eines ſeiner höchſten Aemter 
beruft. Es bleibt nur zu bemerken, daß ein ſolches Verhalten nicht geeignet iſt, das 
Anſehen der Genfer Inſtitution in den Augen Deutſchlands und Danzigs zu heben. 

So weit iſt alles in Ordnung. In dem gleichen Augenblick aber, in dem der Völker⸗ 
bund hinſichtlich der Perſon des bisherigen Kommiſſars den Rückzug angetreten hat, hat 
er einen neuen Vorſtoß gegen die Freie Stadt Danzig begonnen. Er rechnet dabei auf 
Polen. Schon im Auguſt d. J. hat Polen vom Völkerbundsrat einmal einen Danzig be⸗ 
treffenden Auftrag erhalten. Damals hat es ſich um die Nichtbeachtung des Völkerbunds⸗ 
kommiſſars ſeitens der Offiziere des Kreuzers „Leipzig“ gehandelt. Dieſe Angelegenheit 
iſt inzwiſchen durch eine Anfrage der polniſchen Regierung in Berlin und eine ebenſo 
knappe wie deutliche Antwort der Reichsregierung, die beide zur Kenntnis des Völker: 
bundes gelangt ſind, aufgeklärt worden. Damals iſt die polniſche Regierung auf 
Grund des Artikel 104 Abſ. 6 des Verſailler Diktates, der von der Sicherſtellung der 
Führung der auswärtigen Angelegenheiten Danzigs durch die polniſche Regierung handelt, 
in Aktion getreten. Der Auftrag, der der polniſchen Regierung jetzt vom Völkerbund 
erteilt worden iſt, iſt ganz anderer Art. Polen hat auf Vorſchlag des Dreieraus- 
ſchuſſes, der aus den Außenminiſtern Englands, Frankreichs und Schwedens beſteht, den 
Auftrag erhalten, die durch die Maßnahmen des Senates der 
Freien Stadt geſchaffene Lage und das Verhältnis des Senates 
zum Kommiſſar des Völkerbundes zu klären. Der Völkerbund hat die 
Gelegenheit dazu benutzt, das polniſche Geltungsbedürfnis zu kitzeln und die polniſche 
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Regierung in dem ſchönen Glauben zu beftärfen, daß, wie ſich die „Gazeta Polska“ aus: 
gedrückt hat, „Die wachſende Bedeutung Polens an der Oſtſee durch 
die Großmächte anerkannt wird.“ 

Es iſt feſtzuſtellen, daß hier ein Auftrag erteilt worden iſt, deſſen Erteilung an Polen 
dem Völkerbund überhaupt nicht erlaubt iſt. Von der halbamtlichen Agentur „Iskra“ 
iſt das, wohl unbeabſichtigt, durch die Feſtſtellung anerkannt worden, daß es, anders als 
im Fall des Kreuzers „Leipzig“, in dieſem Falle „keine formalen Gründe dafür gibt, daß 
der Rat Polen die Miſſion der Prüfung der Lage in der Freien Stadt Danzig anvertraut 
hat.“ Hierzu iſt folgendes zu bemerken: Polen iſt in allen Fragen, die die 
ſtaats⸗ und völkerrechtliche Stellung Danzigs betreffen, Par: 
te i. Es hat feine auf eine möglichſt weitgehende Beſchränkung der Danziger Hoheits⸗ 
rechte zielenden Abſichten ſeit der Lostrennung des Gebietes der Freien Stadt vom Reiche 
fo oft und fo deutlich zum Ausdruck gebracht, es hat in all' dieſen Fragen fo oft das ver⸗ 
fragliche Recht gebrochen oder zu brechen verſucht, es iſt fo oft in dieſen Fragen mit 
den Inſtanzen des Völkerbundes ſelbſt in heftigen Konflikt geraten, daß die Tatſache, 
daß der Völkerbund gerade dieſen, nach einer Erweiterung ſeiner Macht über Danzig 
ſtrebenden Staat mit der Klärung der genannten Frage betraut hat, geradezu als eine 
an Polen gerichtete Aufforderung verſtanden werden muß, ſich als Beauftragter 
des Völkerbundes die Stellung in Danzig zu ſchaffen, die es als Vertragspartner 
der Freien Stadt nicht zu gewinnen vermocht hat. Als Vertragspartner Danzigs, 
der mit dieſem das Pariſer Abkommen von 1920, das Warſchauer Abkommen von 1924, 
das Hafenabkommen von 1933, das Wirtſchaftsabkommen von 1934 uſw. geſchloſſen hat, 
iſt Polen nicht berechtigt, ſich in irgendeine Frage einzumiſchen, die mit der Anwendung 
der Danziger Verfaſſung in Zuſammenhang ſteht. Als Mitglied des Völker⸗ 
bundes iſt Polen zwar berechtigt, die Aufmerkſamkeit des Rates oder der Verſammlung 
auf die mit der Anwendung der Danziger Verfaſſung zuſammenhängenden Fragen zu 
lenken. Es widerſpricht aber nicht nur der politiſchen Logik, 
ſondern auch den Rechtsgrundſätzen des Danziger Statutes, daß 
Polen in irgendeiner die Danziger Verfaſſung betreffenden 
Frage als berichtender, begutachtender oder gar entſcheidender 
Beauftragter des Völkerbundes auftritt. Da nun aber der Rat dieſen 
Auftrag einmal erteilt und Polen ihn angenommen hat, iſt in bezug auf Danzig 
eine neue Lage entſtanden, die u. U. dazu führen wird, daß bei der Durch⸗ 
führung des Auftrages als Verhandlungspartner Polens nicht die Danziger Regierung, 
ſondern die Reichsregierung auftreten muß. 

Eines ſteht jedenfalls von vornherein feſt: Das deutſche Danzig hat ſich nicht deshalb 
mit ſolcher Entſchiedenheit gegen die Aufdringlichkeit Sean Leſters gewehrt, um dieſen 
iriſchen gegen einen polniſchen Aufpaſſer einzutauſchen. Und weiter: Eine Aende—⸗ 
rung der gegenwärtigen völkerrechtlichen Situation der Freien 
Stadt kann ſich immer nur in der Richtung auf eine Ausſchaltung 
volks⸗ und ſtaatsfremder Einflüſſe und Berechtigungen, nie⸗ 
mals aber in umgekehrter Richtung bewegen. Vor allem aber kommt 
eine Erweiterung der polniſchen Rechte in Danzig nicht mehr in Frage. Es iſt Polen 
in ſeinem eigenen Intereſſe zu wünſchen, daß es dieſe Feſtſtellung als den unerſchütter⸗ 
lichen Entſchluß nicht nur des Danziger, ſondern des geſamten Deutſchtums erkennt, ehe 
es ſich in die Maſchen des Netzes verſtrickt, das man ihm in Genf ausgelegt hat, und ehe 
es ſich von den berechnenden Schmeicheleien einfangen läßt, die ihm in bezug auf ſeine 
„beſondere Eignung zur Behandlung der Danziger Frage“ und in bezug auf ſeine 
„zukunftsreiche Machtſtellung an der Oſtſee“ in Genf ſerviert worden ſind. Die Leb⸗ 
haftigkeit, mit der ſich ausgerechnet Litwinow eine Verſchärfung der Danziger 
Angelegenheit und die Hereinziehung Polens in ihre Behandlung angelegen ſein ließ, wird 
in Warſchau hoffentlich zu denken geben und davon überzeugen, daß hier nicht nur 
ein Spiel mit Danzig, ſondern auch mit Polen geſpielt werden 
ſoll. 

Von Danziger Seite iſt die Unmöglichkeit einer Erweiterung der 
polniſchen 9 echte in Danzig am 4. Oktober noch eimal dargelegt worden, indem 
Gauleiter Forſter in einer vor dem Führerkorps der NSDAP. gehaltenen Rede u. a. 
folgendes erklärt hat: „Im Zuſammenhang mit dem Vorſtoß der nationalſozialiſtiſchen 
Partei und Regierung gegen den Hohen Kommiſſar des Völkerbundes mußten wir den 
Eindruck gewinnen, als ob Polen neue Garantien und Rechte in Danzig zu erhalten 
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wünſche. Man begründete das mit der Erklärung, der Vorſtoß Danzigs in Genf fei ein 
Angriff auf das Statut der Freien Stadt, an dem auch Polen Intereſſe habe. Aus 
dieſem Grunde denke Polen an eine Sicherung ſeiner Rechte. In den letzten Monaten 
iſt Polen gegenüber von maßgebenden Danziger Stellen wiederholt betont worden, daß 
ſeine Rechte gewährleiſtet ſind. Irgendwelche neue Rechteoder Garantien 
erübrigen ſich daher. Im möchte bei dieſer Gelegenheit noch einmal zum Aus⸗ 
druck bringen, daß die Rechte Polens in Danzig, ſoweit fie vertrag 
lich feſtgelegt ſind, von uns in keiner Weiſe angetaſtet 
werden. 

Ueber die Nachfolge Leſters iſt noch keine Entſcheidung gefallen. In Genf 
ibt es Kreiſe, die daran denken, einen Polen auf dieſen Poſten zu ſetzen, alſo den 
Kläger zum Richter zu machen und den zum Garanten zu erheben, gegen den der 
Beſtand Danzigs garantiert werden muß. Die Unmöglichkeit einer ſolchen Konſtruktion 
liegt ſo klar auf der Hand, daß es ſich erübrigt, die Einſtellung Deutſchlands zu dem 
Verſuch einer ſolchen „Löſung“ der Danziger Angelegenheit zu erörtern. Von Danzig 
iſt ſchon mehrfach überzeugend dargelegt worden, daß der Poſten des Völkerbunds⸗ 
kommiſſars in Danzig zum Nutzen aller Beteiligten eingeſpart werden kann. Leber: 
flüſſig iſt dieſer Poſten, weil erſtens Streitfragen zwiſchen Danzig und 
Polen bereits ſeit Jahren nicht mehr der Vermittlung der Genfer Inſtanzen bedürfen, 
und weil zweitens von Danziger Seite jeder Vertreter des Völkerbundes, wer er auch 
fein mag, ebenſo wie Leſter „unter Quarantäne geſetzt“ werden wird, wenn ihn etwa die 
Luſt anwandeln ſollte, ſich mangels anderer Beſchäftigung in innerdanziger Angelegen⸗ 
heiten zu miſchen. Ein neuer Kommiſſar des Völkerbundes wird in 
Danzig alſo keine Aufgaben mehr zu erledigen haben. Damit wird 
ſich der Völkerbund abfinden müſſen. Und wenn die polniſche Regierung bei der „Klä⸗ 
rung“ der ſtaats⸗ und völkerrechtlichen Fragen Danzigs zu demſelben Schluß kommen 
ſollte, dann würde ſie zwar nicht im Sinne ihrer Auftraggeber gehandelt, aber — was 
viel wichtiger iſt — im Intereſſe des europäiſchen Friedens ihren Auftrag durchgeführt 
haben. Dr. K. 


Die Rechtslage der Freien Stadt Danzig 


Deutſchland hat im Verſailler Diktat auf die Gebietszugehörigkeit Danzigs zum 
Reiche nur unter den Bedingungen verzichtet, die dieſer Vertrag ſelber für 
das weitere Schickſal Danzigs aufgeſtellt hatte. Dieſe Bedingungen waren das Ma pi⸗ 
mum deſſen, was Deutſchland in ſeiner damaligen politiſchen Ohnmacht zuzugeſtehen 
bereit war. 

Das Berfailler Diktat ſchließt die Möglichkeit einer Erweiterung der polnifchen Rechte 
in Danzig aus, es ſei denn, daß einer ſolchen Erweiterung von allen Unterzeichnern 
des Diktates, alſo auch von Deutſchland, zugeſtimmt wird. Jeder Unterzeichner des 
Diktates hat das Recht, gegen eine Erweiterung der polniſchen Rechte über das im 
Diktat feſtgelegte Maß hinaus Einſpruch zu erheben, alſo auch Deutſchland. Dagegen 
ſteht einer Einſchränkung der polniſchen Rechte durch eine zweiſeitige Vereinbarung 
zwiſchen Danzig und Polen nichts im Wege. 

Polen hat durch das Verſailler Diktat einen Anſpruch auf gewiſſe Rechte in 
Danzig erhalten, nicht aber ſchon dieſe Rechte ſelbſt; denn Deutſchland hat nicht zu= 
gunſten Polens, ſondern zugunſten der all. und aſſ. Hauptmächte auf die Gebietszuge⸗ 
hörigkeit Danzigs zum Reiche verzichtet. Die polniſchen Rechte find erſt durch den Ab⸗ 
ſchluß des in Art. 104 des Diktates vorgeſehenen Vertrages zwiſchen Danzig und Polen, 
des Pariſer Vertrages vom November 1920, entſtanden, für den in den Punkten 1 bis 6 
des Art. 104 lediglich gewiſſe Richtlinien aufgeſtellt worden ſind. 

Die Freie Stadt Danzig iſt ein ſelbſtändiger (ſouveräner) Staat. Sie be⸗ 
ſitzt alle Merkmale, die das Weſen eines ſein Eigenleben ſelbſt beſtimmenden Staates 
ausmachen. Sie hat jedoch auf die Ausübung gewiſſer Hoheitsrechte 
zugunſten Polens verzichtet, aber in ihrer Eigenſchaft als ſouveräner Staat, wenn auch 
gezwungen durch das Verſailler Diktat. 
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Die Verfaſſung der Freien Stadt Danzig iſt vom Völkerbund „garantiert“. Der 
Völkerbund iſt nicht Verfaſſunggeber der Freien Stadt; er hat alſo auch nicht das Recht, 
von ſich aus die Verfaſſung zu ändern. Die „Garantie“ durch den Völkerbund bedeutet, 
in erſter Linie, daß dieſer verpflichtet iſt, dafür zu ſorgen, daß keine andere Macht als 
die verfaſſungsmäßig vorgeſehenen Organe das innere Staatsleben Danzigs beſtimmen. 

Die Freie Stadt Danzig ſteht weder unter der Souveränität noch unter dem Pro⸗ 
tektorate Polens. Die polniſchen Rechte in Danzig bezüglich des Hafens, der Poſt, der 
Eiſenbahnen, des Zolles und der polniſchen Minderheit entziehen zwar dem Danziger 
Staatsweſen gewiſſe Betätigungsmöglichkeiten oder engen ſie doch mehr oder weniger 
A aber fie geben Polen kein Herrſchaftsrecht über das Danziger Staatsweſen als 
olches. 

Polen unterhält in Danzig einen diplomatiſchen Vertreter. Die polniſche Re— 
gierung iſt berechtigt und verpflichtet, die Führung der auswärtigen Angelegenheiten 
der Freien Stadt ſicherzuſtellen. Die Danziger auswärtigen Angelegenheiten ſind kein 
Beſtandteil der auswärtigen Angelegenheiten Polens. Die polniſche aug iſt nicht 
berechtigt, der Freien Stadt eine beſtimmte Politik aufzuzwingen oder in der Führung 
der auswärtigen Angelegenheiten der Freien Stadt einen Schritt gegen deren Willen 
zu unternehmen. Daß Polen ſeinen diplomatiſchen Vertreter als „Generalkommiſſar“ 
bezeichnet, entbehrt der rechtlichen Begründung. Der diplomatiſche Vertreter Polens 
hat in Danzig keine Hoheitsrechte auszuüben; ſeine Aufgabe iſt es, als Vermittler 
zwiſchen der Danziger und der polniſchen Regierung zu dienen. 


Danzig iſt verpflichtet, Polen als „Zugang zum Meere“ zu dienen. Aus dieſer 
Verpflichtung ergibt ſich das Recht der Freien Stadt auf volle Ausnutzung ſeines 
Hafens durch Polen. Der Begriff der „vollen Ausnutzung“ richtet ſich nach dem je: 
weiligen Stande der fechnifchen Leiſtungsfähigkeit des Danziger Hafens. Polen iſt nicht 
berechtigt, einem anderen Hafen ſeines Zollgebietes vor Danzig den Vorzug zu geben. 
Durch das Hafenabkommen vom 5. Auguſt 1933 wird der grundſätzliche Rechtsanſpruch 
Danzigs auf volle Ausnutzung ſeines Hafens durch Polen nicht berührt. Das Ab⸗ 
kommen iſt unter Wahrung des Danziger Rechtsſtandpunktes zuſtandegekommen. 

Da die Danziger Verfaſſung keine polniſchen Rechte begründet, iſt Polen nicht be⸗ 
rechtigt, der Regierung der Freien Stadt hinſichtlich der Behandlung der im Freiſtaats⸗ 
gebiet lebenden Polen Vorſchriften zu machen. Glaubt Polen in dieſer Hinſicht Anlaß 
zur Beſchwerde zu haben, ſo hat es als Mitglied des Völkerbundes lediglich das Recht, 
die Angelegenheit vor den Rat oder die Verſammlung des Völkerbundes zu bringen. 
Die von Danzig übernommenen Verpflichtungen gegenüber den im Freiſtaatsgebiet leben⸗ 
den Polen ſind im Verhältnis zu Polen nicht verfaſſungsrechtlicher, ſondern völkerrecht⸗ 
licher Art. Die Verfaſſung der Freien Stadt iſt für Polen die Verfaſſung eines fremden 
Staates. 

Es widerſpricht dem Sinn und der Abſicht des Danziger Statutes, daß Polen Danzig 
gegenüber mit Funktionen betraut wird, die dem Völkerbund zuſtehen. Da Polen in allen 
Danzig berührenden Fragen Partei iſt, würde die Betrauung Polens mit völkerbundlichen 
Funktionen bedeuten, daß der Kläger zum Richter eingeſetzt wird. Es würde weiter 
bedeuten, daß Polen eine Erweiterung ſeiner Rechte in Danzig erhält. Das würde den 
Tatbeſtand einer Verletzung der in den Artikeln 100 bis 108 enthaltenen Beſtimmungen 
des Verſailler Diktates erfüllen und dem Deutſchen Reich freie Hand in der Danziger 
Frage geben. 


Die Poloniſierung der Familiennamen 


Oſtoberſchleſien ſoll nun auch in Bezug auf die Familiennamen ſeine polniſche Tünche 
erhalten. Der polniſche Weſtverband hat ſich zum Träger einer Aktion aufge⸗ 
ſchwungen, durch die im ehemals preußiſchen Teil der Wojewodſchaft Schleſien et wa 
80000 Familiennamen polonifier£ werden ſollen. Da die Aktion einer 
„moraliſchen“ Begründung bedarf, haben ſich die Urheber dieſes Gedankens ein Märchen 
zurechtgelegt, das davon berichtet, daß in Oberſchleſien in preußiſcher Zeit zehntauſende 
„polnifcher” Familiennamen durch die ſtaatliche Verwaltung „ſyſtematiſch germaniſiert“ 
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worden ſeien. Das ſei ein „Unrecht“, das jetzt endlich „wiedergutgemacht“ werden 
müſſe. „Die Verunſtaltung polniſcher Namen“, hat es z. B. in der „Polonia“ 
vom 4. September geheißen, „die ohne Schuld der Namensträger, ja gegen deren Willen 
von den deutſchen Behörden rechtloſerweiſe vorgenommen wurde, muß jetzt beſeitigt 
werden, und jeder Bürger in Schleſien hat das Recht, das zu verlangen. Es muß nicht 
nur eine nationale Pflicht ſein, den Namen ihre polniſche Faſſung und die pol⸗ 
niſche Schreibweiſe wiederzugeben, ſondern es muß dies auch ein Beweis für 
die Verbundenheit mit den wahren Namen der Vorfahren ſein.“ Es hat übrigens ſchon 
bisher nicht an Verſuchen gefehlt, auf die oſtoberſchleſiſche Bevölkerung in dieſem Sinne 
einzuwirken. Die Verſuche haben jedoch in der Bevölkerung nur geringe Gegenliebe 
gefunden. Daher iſt jetzt der Weſtverband daran gegangen, „Beratungsſtellen“ 
zu ſchaffen, in denen Intereſſenten gratis erfahren können, wie ſie ihre Faſſade am 
beſten poloniſieren. Es ift kaum anzunehmen, daß die Stanis⸗ und Wladislauſe, die in 
den „Beratungsſtellen“ ihrer patriotiſchen Beſchäftigung obliegen werden, ſich allzu viel 
auf Sprachwiſſenſchaft und Urkundenforſchung einlaſſen werden. 

Es iſt eine unbewieſene Behauptung der polniſchen Preſſe, 
daß in preußiſcher Zeit zehntauſende „polniſcher“ Familiennamen zwangsweiſe 
„germaniſiert“ worden ſeien. Eine Aenderung der Familiennamen iſt in Preußen 
niemals zwangsweiſe durchgeführt worden. Wo ſolche Aenderungen vorge: 
nommen wurden, ſind ſie durchweg auf Antrag der Namensträger er⸗ 
folgt. Und auch in ſolchen Fällen iſt die Namensänderung ſtets auf gewiſſe Widerſtände 
der in dieſer Beziehung ſehr bürokratiſch denkenden und verfahrenden Behörden geſtoßen. 
Es hat ſich, wenn in Preußen fremdſprachige Familiennamen verdeutſcht oder in ihrer 
Schreibweiſe der deutſchen Rechtſchreibung angeglichen wurden, immer nur um mit⸗ 
einander nicht zuſammenhängende Einzelfälle, niemals aber 
um eine ſyſtematiſche Aktion gehandelt. Man wird, was Oberſchleſien 
anbetrifft, ſogar feſtſtellen können, daß dort in preußiſcher Zeit zweifellos mehr deut⸗ 
ſche Familiennamen verpolt, als fremde Familiennamen ver 
deutſcht worden ſind. So ſind z. B. von den zahlreichen deutſchen Siedlern, die von 
Friedrich dem Großen in Oberſchleſien angeſetzt wurden, heute faſt keine ihrer urſprüng⸗ 
lichen deutſchen Familiennamen erhalten geblieben. Dieſe Namen ſind faſt durchweg 
ſchon ſeit Generationen dem fremden Sprachgebrauch angeglichen worden. Und wie die 
urſprünglichen deutſchen Namen verſchwunden ſind, ſo iſt auch den Nachkommen ihrer 
Träger zumeiſt das Bewußtſein ihrer deutſchen Herkunft verloren gegangen. Wenn alſo 
jetzt von polniſcher Seite eine „Reinigungsaktion“ unter den Familiennamen durchgeführt 
wird, dann könnte von deutſcher Seite mit noch größerem Recht die Forderung der 
Wiederherſtellung des deutſchen Namensbeſtandes aufgeſtellt werden. 

Uebrigens find die nichtdeutſchen Familiennamen der eingeſeſſenen Bevölkerung Ober⸗ 
fchlefiens nicht ohne weiteres als polniſch anzuſprechen. Es iſt in dieſer Hinſicht z. B. 
bezeichnend, daß die unter den polniſchen Familiennamen vorherrſchende Endung ſki in 
Oberſchleſien kaum bekannt iſt. Die dortigen Träger der auf =ffi endenden Namen 
ſtammen durchweg nicht aus Oberſchleſien ſelbſt, ſondern ſind aus anderen Landesteilen 
Polens eingewandert bezw. die Nachkommen nach Oberſchleſien eingewanderter Polen. 
Man kann geradezu ſagen, daß in Oberſchleſien ein auf ⸗ſki 
endender Familienname die landfremde Herkunft ſeines Trä⸗ 
gers beweiſt. Da auch noch andere, leicht erkennbare Unterſchiede zwiſchen den ober— 
ſchleſiſchen und den polniſchen Familiennamen beſtehen, iſt es an ſich kein Wunder, daß 
die landfremden Elemente aus dem Warſchauer oder Krakauer Polen die in Ober⸗ 
ſchleſien üblichen ſlawiſchen Namen als fremdklingend, als nichtpolniſch oder auch als 
„germaniſiert“ empfinden. 

Wenn ſich die Schreibweiſe mancher oberſchleſiſcher Familiennamen im Laufe der 
Generationen der deutſchen Rechtſchreibung angepaßt hat, fo iſt das — 
ganz abgeſehen davon, daß dieſe Anpaſſung niemals im Wege einer zwangsweiſen Aktion 
durchgeführt worden iſt, — keineswegs zu verwundern. Denn auch der in Oberſchleſien 
zum Teil noch geſprochene „waſſerpolniſche“ Dialekt hat ſich im Zuge eines ganz natür⸗ 
lichen Prozeſſes immer ſtärker mit deutſchen Sprachelementen durchſetzt. Der gemiſcht⸗ 
ſprachige Oberſchleſier iſt mit dem Deutſchen als Denk- und Umgangs: 
ſprache ſo ſehr vertraut, daß er auch in der deutſchen Schreibweiſe ſeines 
ſlawiſchen Familiennamens keine „Verunſtaltung“ oder „Verballhornung“ ſieht. Der 
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Gedanke, darin einen „Verſtoß gegen das polniſche Sprachempfinden“ zu erblicken, 
liegt ihm vollkommen fern. Seinem durchaus auf Doppelſprachigkeit eingeſtellten 
Empfinden, das ſich naturgemäß auf die Geſtaltung der Familiennamen erſtreckt, iſt es 
nicht verſtändlich, warum ſich der bei ihm ohnehin unbeliebte Warſchauer oder Krakauer 
Pole über die oberſchleſiſchen Familiennamen erregt. Es kennzeichnet ſeine Einſtellung 
zu dieſer Frage, daß er die bisherigen nationalpolniſchen Beſtrebungen, die oberſchleſiſchen 
Namen zu poloniſieren, im weſentlichen nicht mitgemacht hat, daß er ſie vielmehr als 
eine aufdringliche Zumutung empfindet. Ob der Weſtverband mit ſeiner jetzt eingeleiteten 
Aktion einen größeren Erfolg haben wird, wird man abwarten müſſen. Es iſt anzu⸗ 
nehmen, daß die „Beratungsſtellen“ des Weſtverbandes es auch bei dieſer Aktion nicht 
an den materiellen „Ueberzeugungsmitteln“ fehlen laſſen werden, die dieſer Verband 
und die ihm geiſtesverwandten Kreiſe z. B. auf dem Gebiete der Schulpolitik anzuwenden 
gewohnt ſind. 


Nach den Lodzer Gtadtratswahlen 


In Lodz, der zweitgrößten Stadt des polniſchen Staates, wurde am 27. September 
eine neue Gemeindevertretung gewählt, nachdem die Regierung den im vorletzten 
Jahre gewählten Stadtrat, in dem die Nationaldemokraten die Mehrheit beſaßen, auf⸗ 
gelöſt hatte. Auch für den, der ſich von der Volkstümlichkeit des Syſtems Nydz⸗Smigly 
keine übertriebenen Vorſtellungen gemacht hat, iſt das Ergebnis dieſer Wahlen eine 
Uleberraſchung geweſen. Denn von den 72 zur Verfügung ſtehenden Sitzen haben die 
Marxiſten 34, die jüdiſchen Gruppen 11 und die Nafionaldemo- 
kraten 27 erhalten. Das Regierungslager aber hat keinen einzigen Sitz im Lodzer 
Stadtrat erhalten. Bei den letzten Gemeindewahlen hatte es das e auf 
10 Sitze gebracht; die Marxiſten hatten damals nur 7, die Nationaldemokraten dagegen 
39 und die jüdiſchen Gruppen 15 Mandate erhalten; das reſtliche Mandat hatten 
damals die Deutſchen gewonnen. Die jüdiſchen Gruppen haben ſich jetzt alſo im ganzen 
behauptet; die Nationaldemokraten haben 12 Sitze verloren, die Marxiſten aber 32 
gewonnen. Marxiſten und Juden auf der einen und Nationaldemo⸗ 
kraten auf der anderen Seite, — das iſt das heutige Bild des Lodzer 
politiſchen Lebens. 

Man kann ſagen: Lodz iſt nicht Polen; Lodz iſt ein Ausnahmefall; Lodz iſt eine 
Stadt, deren Bevölkerung zu 40 v. H. aus Juden beſteht, eine reine Fabrik- und Arbeiter⸗ 
ſtadt, deren politiſche Haltung keine zwingenden Rückſchlüſſe auf das übrige Polen zuläßt. 
Das iſt wohl richtig. Aber man kommt nicht darum herum, daß die Lodzer 
Wahlen für ganz Polen ſympthomatiſche Bedeutung beſitzen. 
Was man ſchon immer vermutet hatte, haben dieſe Wahlen mit unerwarteter Kraßheit 
bewieſen: die Bevölkerung Polens ſtrebt politiſch nach zwei Seiten, nach rechts und nach 
links, aus einander, und in der Mitte ſteht das Regierungslager als ein arg zufammen: 
geſchmolzenes Häuflein. Weiter haben die Wahlen gezeigt: von den beiden, die Maſſen 
anziehenden Seiten beſitzt die linke die größere Anziehungskraft. Und ſchließlich läßt 
ſich noch folgendes ſagen: das Regierungslager hat ſeinen Rückhalt in der polniſchen 
Arbeite 8 0 aft reſtlos verloren. Und die Juden, die bei den früheren Wahlen 
in Maſſen für die Regierungsliſte geſtimmt haben, ſtehen heute, ſoweit ſie nicht ihre 
eigenen nationaljüdiſchen Liſten wählen, im marriftifhen Lager; fie haben aus 
dem langſamen Stellungswechſel, den das Regierungslager in der jüdiſchen Frage unter 
dem Druck der anwachſenden antiſemitiſchen Bewegung im Lande vorgenommen hat, die 
Konſequenzen gezogen. Das ſind Erſcheinungen, von denen man nach allem, was ſich in 
den letzten Monaten ereignet hat, feſtſtellen muß, daß ſie durchaus nicht auf Lodz allein 
beſchränkt ſind, ſondern im ganzen Lande beſtehen, nur in Lodz ſich jetzt mit beſonderer 
Schärfe ausgeprägt haben. 

Die Lodzer Wahlen haben der polniſchen Regierung mit aller Deutlichkeit die Enge 
ihrer innerpolitiſchen Baſis zu Bewußtſein gebracht. Die Verſuche, ein neues 
Regierungslager zu organifieren, mit denen fi Oberſt Koc ſeit 
Monaten abmüht, erhalten durch dieſe Wahlen ebenſo ein neues Gewicht, wie die oft 
erörterte Frage, ob die Regierung ihre Baſis durch ein Zuſammengehen mit dieſer oder 
jener oppofitionellen Gruppe erweitern und ſichern ſoll. Die Marxiſten kommen da frei 
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lich als Bundesgenoſſen von vornherein nicht in Frage. Es bleiben die Volkspartei und 
die Nationaldemokratie. Die erſtere, die bei den Lodzer Wahlen nicht in Erſcheinung 
getreten iſt, iſt die das Bauerntum beherrſchende politiſche Gruppe; die zweite, die ſich in 
Lodz als einziger Gegner der Marxiſten und Juden (allerdings bei ſtarken Verluſten) 
erwieſen hat, rekrutiert ſich aus dem Bürgertum der Städte, während ihr früher in 
manchen Landesteilen bedeutender Einfluß auf die Bauernſchaft ſchwindet. Die Regierung 
hat alſo, allgemein geſehen, die Wahl zwiſchen zwei Bundesgenoſſen, zwiſchen Bürgern 
und Bauer n. Ihre Ausſichten, die politiſchen Lager dieſer beiden Schichten zu ſprengen, 
ſind nur gering. Die Lodzer Wahlen haben die innerpolitiſche Lage Polens nicht geklärt, 
ſondern nur noch komplizierter gemacht. Einerſeits wird das Ergebnis kaum dazu 
beitragen, in den Reihen der Oppoſitionsparteien die Bereitſchaft zur Zuſammenarbeit 
mit der Regierung zu ſteigern. Und andererſeits erſcheint der in letzter Zeit mehrfach 
erörterte Plan, alle Parteien zu verbieten und nur eine einzige, regierungstreue Organi⸗ 
ſation beſtehen zu laſſen, in einem Augenblicke, in dem das Regierungslager kaum 5 v. H. 
der Wählerſchaft der zweitgrößten Stadt Polens auf ſich zu vereinigen vermocht hat, 
beſonders abſurd. . 

Oberſt Koc hat es nicht leicht; er ſoll eine Organiſation ins Leben rufen, für die ihm 
das Volk die Grundlage verweigert. Es zeigt ſich immer deutlicher, daß das Werk 
Pilſudſkis an einem gefährlichen Konſtruktionsfehler leidet: 
Pilſudſki hat das neue Polen nicht vom Volk, ſondern vom Staat her geſchaffen. 
Er hat den Staat ins Leben gerufen und der tragenden Schicht dieſes Staates eine von 
ſoldatiſchem Geiſte erfüllte Haltung gegeben; aber das Volk hat er weder dieſer Schicht 
noch dem Staate wirklich näher zu bringen vermocht . Das Volk hat immer in feiner 
großen Mehrheit hinter den partei politiſchen Führern geſtanden, denen die Eignung 
zur Staatsführung mangelt. Die ſtaatliche Macht iſt in Polen nicht, wie es in 
Deutſchland und Italien der Fall iſt, aus dem Volke heraus aufgebaut worden. Hitler 
und Muſſolini hatten, als ſie zur Macht kamen, die breite, unerſchütterliche Grundlage 
im Volke; fie find von der Partei in den Staat hineingewachſen. Das Pilſudſkiregime 
hat die Macht im Staate gewonnen und bemüht ſich, ſeitdem es ſie hat, vergebens 
darum, eine wirklich im Volke wurzelnde Partei ins Leben zu rufen. Sehr richtig hat 
Mackiewiez auf dieſen Umſtand verwieſen, wenn er im Wilnaer „Slowo“ vor 
kurzem den Unterſchied zwiſchen Hitler und Pilſudſki folgendermaßen charakteriſierte: 
. . Dabei beſteht doch ein bedeutender Unterſchied zwiſchen Pilſudſki und Hitler. 
Denn der Marſchall kümmerte ſich nicht um die Weltanſchauung feiner Leute, er be⸗ 
ſchäftigte ſich nicht mit der Gleichſchaltung von Anſichten. Denkt, was ihr wollt, 
aber tut nur das, was ich euch befehle.“ Solange der Marſchall noch 
lebte, reichte deſſen perſönliche Autorität aus, die innere Schwäche dieſer vom Dach her 
begonnenen Konſtruktion zu verdecken. Durch die Lodzer Wahlen iſt die Schwäche an 
einem beſonders kraſſen Beiſpiel aufgedeckt worden. 


Die polniſche Arbeit in Weſtoberſchleſien 


Der „Kurjer Poznanski“ veröffentlichte am 3. September d. J. eine Unterredung ſeines 
Berichterſtatters Tabaczynſki mit einem Mitglied des „Bundes der Polen in Schleſien“, 
die in mehrfacher Hinſicht intereſſante Einblicke in die Arbeitsweiſe dieſes Bundes gewährt. 
Bemerkenswert iſt z. B., was über die kirchliche Arbeit der Polen mitgeteilt wird: Es wird 
großer Wert auf die Gründung kirchlicher Vereine gelegt, durch die die Polen 
die Geiſtlichen dazu zu zwingen gedenken, ſich mit den nationalen Angelegenheiten des 
Polentums poſitiv zu befaſſen. So hoffen ſie, unter den Geiſtlichen die, „die im geheimen 
polniſch denken“, mit der Zeit national aktivieren zu können. Viel Beachtung wird auch 
der Veranſtaltung von Wallfahrten nach Tſchenſtochau und anderen, in 
Tolen gelegenen kirchlichen Zentren geſchenkt: „Denn der Kult der heiligen 
Stätten in Polen geſtaltet ſich gleichzeitig zu einem Kulte 
Polens“. Das größte Augenmerk aber richten die polniſchen Führer darauf, denen, 
die m Polentum bekennen, eine möglichſt ſelbſtändige wirtſchaft— 
liche Epiſtenz zu verſchaffen. Eine große Rolle fpielt hierbei das Wander— 
gewerbe, das einmal nur eine zumeiſt ſehr geringe Kapitaleinlage erfordert, anderer— 
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ſeits aber, und das ift für die Propaganda von Mund zu Mund beſonders wichtig, den 
betreffenden Perſonen einen ausgedehnten Aktionsradius ſichert. Es iſt jedenfalls auf⸗ 
fällig, wie häufig Perſonen, die aktiv in der polniſchen Bewegung ſtehen, ſich um die 
Ausſtellung von Age de bemühen. Es iſt das ein Punkt, dem man von 
deutſcher Geite die größte Aufmerkſamkeit zuwenden muß. Intereſſant find auch folgende 
Mitteilungen: „Im Mai d. J. veranſtalteten wir eine Handarbeitsausſtellung, 
die vom Verband der polniſchen katholiſchen Jugend organiſiert wurde. Ihr ſchöner 
Erfolg gab uns eine Reihe neuer Einfälle. Wir beabſichtigen die Gründung einer 
Werkſtättein Oppeln, die der Ausbildung begabter Handwerker dienen ſoll. Sie 
fol „Kuznia Slaska“ genannt werden und eine Schule der felbftändigen wirtſchaftlichen 
Arbeit darſtellen. Außerdem geben wir die Parole heraus, daß jeder Pole nur 
bei Polen kaufen und ſich nur polniſcher Handwerker bedienen 
ſoll. Schließlich bemühen wir uns noch, polniſche Handwerker und Kauf: 
leute dort anzuſetzen, wo ſie fehlen. So ſollen in Oppeln ein Schneider und 
ein Schuhmacher angeſetzt werden“. Weiter wird in dem Bericht des Poſener Blattes von 
Ueberlandausflügen erzählt, die die Radfahrgruppen der polniſchen Organiſa⸗ 
tionen im deutſchen Grenzgebiet unternehmen. Sie fahren von Dorf zu Dorf, machen 
Halt, wo es ihnen zweckmäßig erſcheint, ſingen auf den Straßen oder in den Gaſtwirt⸗ 
ſchaften polniſche Lieder oder führen auch polniſche Spiele auf. „Wir 
haben eine Theatergruppe, die Vorſtellungen gibt“, heißt es weiter. „Wir bemühen 
uns, nur ſolche Stücke auszuwählen, die für das Volk verſtändlich ſind, vornehmlich 
kirchliche Stücke. Vor jeder Aufführung wird eine patriotiſche Anſprache 
gehalten. Das hat ſich als ein vortrefflicher Gedanke erwieſen, denn die Vorführungen 
erfreuen ſich des beſten Erfolges“. Es iſt übrigens intereſſant, daß der junge Pole aus 
Oberſchleſien ſeine Unterhaltung mit dem Berichterſtatter des „Kurjer Poznanski“ nicht 
vorüberläßt, ohne Kritik am Bund der Polen in Deutſchland zu üben. Er weiſt darauf 
hin, daß die Einſetzung bezahlter Beamter dieſes Bundes die polniſche Volkstumsarbeit 
geſchwächt hat. Dem Typ des Beamten verſuche der „Bund der Polen in Schleſien“ den 
Typ des gemeinnützig tätigen Menſchen entgegenzuſtellen, der ſich nicht 
für Geld, ſondern aus innerer Ueberzeugung für die von ihm vertrekene Sache einſetzt. 


Zerſtörung der ſudetendeuiſchen Elbehäfen 


Vor mehr als 50 Jahren wurden an der Elbe durch die Nordweſtbahngeſellſchaft die 
Umſchlagplätze in Laube und Tetſchen, durch die Staatsbahngeſellſchaft die Um⸗ 
ſchlagplätze in Roſawitz, Schönprieſen, Auſſig und Loboſitz und durch 
die Auſſig⸗Teplitzer Bahngeſellſchaft der Kohlenumſchlaghafen in Auſſig geſchaffen. Die 
von dieſen privaten Eiſenbahngeſellſchaften errichteten Umſchlagplätze entſprachen mit 
ihren Einrichtungen den damaligen Verhältniſſen. Seitdem aber iſt, abgeſehen von den 
notwendigſten Ausbeſſerungen, für die im ſudetendeutſchen Gebiet gelegenen Elbe⸗ 
häfen nichts mehr geſchehen. Sie bieten heute einen troſtloſen Anblick, der bezeichnende 
Schlüſſe auf die 1 Wirtſchaftspolitik zuläßt. Während die Elbeumſchlagplätze im 
tſchechiſchen Sprachgebiet (wie auch die an der Donau in Preßburg und Komorn) 
nach dem Kriege mit den modernſten Einrichtungen aufs beſte ausgeſtattet worden find, 
ſind die ſudetendeutſchen Elbehäfen in einem unglaublich veralteten Zuſtand. 

Wie in Loboſitz, ſo ſtammen auch in Schönprieſen, Tetſchen und Auſſig die noch heute 
im Gebrauch befindlichen Einrichtungen, namentlich die Dampfkräne, aus der Zeit, in der 
fie von den damaligen Privatgeſellſchaften geſchaffen wurden. Was damals modern war, 
iſt heute mehr als unpraktiſch und unwirtſchaftlich. So ſtammen von den 11 Dampf: 
kränen Auſſigs 5 mit je 1500 Kilogramm Tragkraft aus den Jahren 1885—1895, 4 mit 
je 2000 Kilogramm Tragkraft aus dem Jahre 1908 und ein Kran mit 4000 Kilogramm 
Tragkraft aus den Jahren 1908-1912. Die Kräne find ſchon fo oft ausgebeſſert, daß 
ſie faſt kein Stück der urſprünglichen Konſtruktion mehr enthalten. Ihre Ausleger ragen 
nur etwa 4 Meter über die Kaimauer hinaus, was bei Niedrigwaſſer die Ladearbeit 
außerordentlich erſchwert, zumal in der Nähe der Umſchlagſtellen das Flußbett gar nicht 
oder unzureichend ausgebaggert worden iſt. In Roſawitz ſind überhaupt keine 
gedeckten Lagerräume vorhanden; der dortige Umfchlagsplag beſitzt nur ein etwa 
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1200 Quadratmeter umfaffendes offenes Lagergelände. Den gleichen, völlig vernach⸗ 
läſſigten Eindruck macht der wichtige Umſchlagplatz Laube, deſſen längſt notwendige 
techniſche Moderniſierung und ſchon vor dem Kriege (J) in Ausſicht genommene Erweite⸗ 
rung aus „Sparſamkeitsgründen“ immer wieder hinausgeſchoben worden iſt. 

Die Durchführung der notwendigen Erneuerungs⸗ und Erweiterungsarbeiten in den 
ſudetendeutſchen Elbehäfen wäre geeignet, der kat aſtrophalen Erwerbsloſig— 
keit vor allem in Tetſchen und Bodenbach abzuhelfen; und durch die dann mögliche 
Verkehrsſteigerung würden dieſe beiden Städte und ihr Hinterland eine merkliche Ver⸗ 
beſſerung ihrer heute troſtloſen Wirtſchaftslage erfahren. Aber Prag hat für die 

Elbehäfen des ſudetendeutſchen Gebietes kein Intereſſe. Die 
Vernachläſſigung dieſer Häfen gehört zu dem großangelegten, verbrecheriſchen Plan einer 
ſyſtematiſchen wirtſchaftlichen Aushungerung der ſudetendeutſchen Gebiete des tſchechiſchen 
Vielvölkerſtaates. Wie die Induſtrien der von Deutſchen beſiedelten Randgebiete 
Böhmens und Mährens planmäßig abgedroſſelt und in das tſchechiſche Kerngebiet des 
Staates verlegt werden, ſo geſchieht es auch mit den Häfen. Wirft man einen vergleichen⸗ 
den Blick auf einen im tſchechiſchen Gebiete gelegenen Elbehafen, ſo hat man einen 
ſchlagenden Beweis für die Abſicht und die Folgen des nach den Worten Beneſchs vor⸗ 
bildlichen Minderheitenregimes der Prager Regierung. In Auſſig und Tetſchen, in Schön⸗ 
prieſen und Loboſitz, in Laube und Roſawitz brachliegende Häfen mit veralteten Lim: 
ſchlagseinrichtungen. Dagegen hat der Melniker Elbehafen unter größtem 
Koſtenaufwand einen umfangreichen Ausbau erfahren, der ſich aber — und das iſt das 
Bezeichnendſte — wirtſchaftlich keinesfalls rechtfertigen läßt. Nach amtlichen Angaben 
ſind im Melniker Hafen folgende Gütermengen umgeſchlagen worden: - 


1927 287 000 to 1933 . . 88 500 to 
. 1930 113 000 to 19335. 41 500 to 


Dabei ift der Hafen von Melnik für eine Jahresleiſtung von 1095 000 
Tonnen ausgebaut worden. Es ergibt ſich alſo, daß im Jahre 1938 die dortigen Um⸗ 
ſchlags einrichtungen nur zu 4 v. H. ausgenutzt worden find! Der 
Ausbau des Melniker Hafens, der im Gegenſatz zu den erwähnten ſudetendeutſchen Elbe⸗ 
häfen mit natürlichen Vorausſetzungen nicht ſonderlich geſegnet iſt, entſprang, wie ſelbſt 
tſchechiſche Fachkreiſe feſtgeſtellt haben, nur dem Beſtreben, den Elbeverkehr 
doom denſſdoetenoeutſchen ndd oem tſchͤchiſchen' Gebet zu ver⸗ 
legen, was auch die den tſchechiſchen Häfen gewährten, den 
ſudetendeutſchen aber verweigerten beſonderen Eiſenbahnver⸗ 
günſtigungen deutlich beweiſen! 

Wen mam nun aüch pon tſcyechiſcher Weite oieſen eioeütigen Feſtykuungen gegefuder 
erklärt, daß man ja gern den deutſchen Gebieten helfen würde, „wenn man nur Geld dazu 
hätte“, ſo muß man dem gegenüber auf die gewaltigen Summen verweiſen, die im Dienſte 
der deutſchfeindlichen Politik und zum Nutzen des Moskauer Bundesgenoſſen von der 
Prager Regierung aufgewandt werden. Es iſt nicht der Mangel an Geld, ſondern der 
Mangel an gutem Willen, der die Verelendung der ſudetendeutſchen Gebiete bewirkt hat. 
Die Elbehäfen in Böhmen find nur ein Beifpiel hierfür. Fritz Rößler. 


Giedlungsgeſchichte des Flatower Landes 


Die durch das Diktat von Verſailles bedingte Grenzziehung im Oſten hat aus den 
ehemals großen Provinzen des Reiches, Poſen und Weſtpreußen, ein merkwürdiges, zer⸗ 
ſtückeltes Randgebiet geſchaffen, das ſich als ſchmaler Landſtreifen in einer Länge von 
430 Kilometern an der deutſch⸗polniſchen Staatsgrenze hinzieht. Neun Zehntel von 
Poſen und zwei Drittel von Weſtpreußen fielen an Polen. Aus den beim Reich ver⸗ 
bliebenen Reſtteilen wurde durch das Preußiſche Oſtmarkengeſetz vom 21. Juli 1922 ein 
ſelbſtändiger Verwaltungsbereich, die enz Grenzmark Pofen = Weftpreußen gebildet. 

Dieſe jüngſte und auch räumlich kleinſte Provinz des Reiches umfaßt die 8 Landkreiſe 
Deutſch Krone, Schlochau, Flatow, Netzekreis, Schwerin, Meſeritz, Bomſt, Frauſtadt und 
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den Stadtkreis Schneidemühl. In der Provinz Grenzmark Poſen⸗ Weftpreußen gibt es 
zwei landſchaftlich und hiſtoriſch bedingte Einbruchsſtellen polniſchen Volkstums. Es 
ſind dieſes 1.) das Gebiet der faulen Obra im Kreiſe Bomſt und im Südteil 
des Kreiſes Meſeritz, und 2.) das Sumpf- und Sandgebiet der ſogenannten 
ide gn. I ge F f. im. Neffreier Jason u ate, dine hei. der. Mio 
befiedlung des Oſtens von den deutſchen Koloniſten wegen ihrer Abgelegenheit und Dürf⸗ 
tigkeit z. T. vernachläſſigt wurden, die daher ſpäter einer von den Gutsherren und 
der Staatsverwaltung geförderten Unterwanderung durch das Polentum ausgeſetzt waren. 
Das Polentum hat ſich in dieſen Einbruchsſtellen zäh behauptet und ſtark vermehrt, 
beſonders in der Zeit, in der zahlreiche deutſche Bewohner der in Frage ſtehenden Kreiſe 
nach Weſten und in die Großſtädte abwanderten. 


Der Landkreis Flatow, der früher zur Provinz Weſtpreußen gehörte und durch Ver⸗ 
ſailles 40% feiner Fläche und 34 000 faſt ausſchließlich deutſcher Menſchen verlor, ift 
ſeinem Landſchaftscharakter nach Teil eines Gebietes, das von frühgeſchichtlicher Zeit 
bis zum Ausgang des Mittelalters die „Rraime“ genannt wurde. Die „Kraine“ iſt 
das von allen Seiten durch natürliche Grenzen, durch Waſſerläufe, Sümpfe und Moräſte 
umſchloſſene Gebiet zwiſchen Küddow und Weichſel, zwiſchen Netze 
und Kaminer bezw. Dobriner Fließ. Es hat die Geſtalt eines faſt regel⸗ 
mäßigen Vierecks und iſt noch heute, obwohl die Bedeutung ſeiner abſchließenden Grenzen 
zurückgetreten iſt, als eigenes, natürliches Wirtſchaftsgebiet zu betrachten. Dieſe von 
der Natur gebildeten Grenzen, die an den wenigen Waſſerlücken durch unwirtliche Sumpf⸗ 
gebiete und undurchdringliche Walddickichte ergänzt wurden, hatten für die Beſiedlung 
des Landes entſcheidende Bedeutung. Ihrem Landſchaftscharakter verdankt die „Kraine 
auch ihre Benennung. „Kraine“ bedeutet ſoviel wie „abgeſchnittenes Land“. 
(krajac — ſchneiden). So nannten die nach der Abwanderung der oſtgermaniſchen 
Stämme von Oſten her nachrückenden Polanen das Land, von dem ſie durch die ſchwer 
zu überwindenden Waſſerläufe, Sumpf- und Urwaldgebiete an Weichſel und Netze ab⸗ 
geſchnitten waren. 

In immer neuen Wellen ergoß ſich ſeit grauer Vorzeit nordiſches Volkstum über 
Europa. Die erſte nordiſche Welle, die ſich auch über die „Kraine“ ergoß, 
läßt ſich in der jüngeren Steinzeit (etwa 40002000 vor unſerer Zeitrechnung) 
feſtſtellen. Aus dieſer Zeit find auch die erſten Spuren einer Befiedlung des heutigen 
Kreiſes Flatow vorhanden; durch Ausgrabungen in der Nähe der Förſterei Wonz o w 
find Reſte einer erſten menſchlichen Beſtedlung dieſes Gebietes freigelegt worden. Die 
Menſchen jener Zeit, die bereits feſte Häuſer aus Holz und Lehm erbauten, ſcheinen mit 
den damaligen Trägern des Kulturzentrums an der unteren Oder, den Oder⸗Schnurkera⸗ 
mikern, verwandt geweſen zu fein. In der älteren Bronzezeit (etwa 2000-4000 
vor Beginn unſerer Zeitrechnung) ſcheint Krojanke als Handelsplatz an den uralten, 
in nordſüdlicher und ſüdweſtlicher Richtung durch Europa verlaufenden Handelsſtraßen 
eine Rolle geſpielt zu haben; denn es iſt anzunehmen, daß die in den Aufzeichnungen 
des Griechen Ptolemäus erwähnte Siedlung Scurgon mit dem heutigen Krojanke 
identiſch iſt, ſo daß dieſer Platz der älteſte urkundlich belegte Flecken des Flatower Landes 
wäre. Doch find für die ältere Bronzezeit in dieſem Landſtrich keine größeren Siedlungs⸗ 
funde feſtgeſtellt worden. Erſt in der jüngeren Bronzezeit (ſeit etwa 1000 v. Chr.) deuten 
wieder kleinere Bronzefunde darauf hin, daß eine neue, ſtärkere Beſiedlung durch 
germaniſche Stämme erfolgte. In der Eiſenzeit (800 v. Chr.) war die 
Bevölkerung des Gebietes offenbar dichter. Es war die Zeit, in der die Germanen 
den ganzen Raum beſetzt hatten, der Oſtdeutſchland und den 
größten Teil von Polen umfaßt. Zahlreiche germaniſche Steinkiſtengräber 
ſind im Flatower Lande freigelegt worden. So hat man vor allem in den großen 
Gräberfeldern bei Schmirtenau unweit Flatow und bei Schrotz in der Nähe von 
Schneidemühl reiche Funde entdeckt, die die germaniſche Beſiedlung des Landes bezeugen. 
Von der Anweſenheit der Burgunder im Flatower Gebiet haben ebenfalls zahlreiche 
Funde einer Brandgrubenbeſtattung Kunde gegeben. Und für den Beginn unſerer Zeit⸗ 
rechnung, in der römiſchen Kaiſerzeit, macht das Vorkommen von Skelett⸗ 
gräbern neben den burgundiſchen Brandſchüttungsgräbern auch die Anweſenheit gotiſcher 
Stämme im Flatower Gebiete wahrſcheinlich. 

Dann begann ſich um 200 n. Chr. jenes gewaltige Schauſpiel vorzubereiten, das man 
in feiner Geſamtheit die „germaniſche Völkerwanderung' nennt. Allmählich 
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verließen größere Teile der oſtgermaniſchen Stämme ihre Heimat zwiſchen Oder und 
Weichſel. Unter ihrem Anprall zerbrach das Römiſche Reich. Neue germaniſche Reiche 
entftanden auf feinem Boden; und menſchenarm und verödet blieben die einſt dicht bee 
ſiedelten Gebiete Oſtdeutſchlands und Polens zurück. Doch hielten ſich, wie vereinzelte 
Bodenfunde beweiſen, verſchiedentlich Teile der oſtgermaniſchen Stämme in ihrem alten 
Beſitz. Sie gingen im Laufe der Jahrhunderte im nachſickernden Slawentum auf. 
Langſam und vereinzelt rückten in die von den Germanen geräumten Gebiete 
ſlawiſche Einwanderer nach. Das geſchah jedoch in größerem Ausmaße 
nicht vor dem 7. Jahrhundert n. Chr. Die ſpärlichen Bodenfunde dieſer 
frühſlawiſchen Zeit bezeugen, daß ſich die ſlawiſchen Einwanderer gegenüber den Ger⸗ 
manen auf einer niederen Kulturſtufe befanden. Im Flatower Gebiet find ſolche Kultur- 
funde ſlawiſchen Urſprungs kaum gemacht worden. Verhältnismäßig zahlreich aber 
ſind die Burg⸗ und Ringwälle, heute vielfach „Schwedenſchanzen“ oder „Schloßberge“ 
genannt, die von den pommerſchen Stammeshäuptlingen als Herrſcherſitze oder Schutz⸗ 
und Fliehburgen zumeiſt in ſchwer zugänglichem Sumpfgelände, mitunter auch auf 
ſteilhängigen Höhen, an Flußläufen oder Seen angelegt wurden. Vermutlich war Ker o⸗ 
janke damals der Sitz eines kleinen pommerſchen Herrſchers, ein Stützpunkt in dem 
fortwährenden Kampf gegen die ſüdlich der Netze- und Wartheniederungen ſitzenden 
polniſchen Stämme. Der Name der Stadt Flatow, das früher Welatowo genannt 
wurde, ſoll von der Stammesbezeichnung der pomoraniſchen Weleten herkommen, einer 
Jäger- nud Fiſcherbevölkerung, die ihre ärmlichen Wohnſitze an den größeren Gewäſſern 
aufgeſchlagen hatte. Es haben damals alſo im Flatower Land keine Polen, 
fondern Pomoranen geſeſſen, die, wie Bodenfunde und Urkunden beweiſen, in 
ſtetem Kampf mit ihren polniſchen Grenznachbarn lagen. 

Während ſich die ſlawiſche Einwanderung weit nach Weſten vorſchob, bis an Unſtrut, 
Saale und Elbe der große Entſcheidungskampf zwiſchen Weſtgermanen und Glaven 
einſetzte, blieben manche, öſtlicher gelegene Landſtriche faft menſchenleer liegen. 
Zu dieſen gehörte auch die „Kraine“, in die Waſſerläufe, unzugängliche Sumpf- und 
Urwaldgebiete den Slawen das Eindringen erſchwerten. Die er ſten Urkunden, 
die von der „Kraine“ und der Flatower Lande berichten, nennen das Gebiet eine men: 
ſchenleere Wüſtenei. In dem älteften Urkundenbuch, das Nachrichten über 
dieſen Landſtrich enthält, im „Codex diplomaticus majores Poloniae“ aus dem Jahre 
1233, iſt von einem „deſertum“, einem Dedland, die Rede. Und dieſen Landſchafts⸗ 
charakter verzeichnen auch die älteſten Karten, die für die „Kraine“ nur Wälder, Ge⸗ 
wäſſer, Sümpfe, Moore und Heide aufweiſen, zwiſchen denen nur ganz vereinzelt kleine 
Siedlungen liegen; im „territorium de Nakel“, zu dem auch das Flatower Land gehörte, 
umfaßt dieſes „deſertum“ die ganze „Kraine“, alles Land von Nakel bis weit nach dem 
Norden in die Gegend der heutigen Stadt Kamin. Otto von Bamberg mußte, als er 
von Poſen auszog, um die heidniſchen Pommern zum Chriſtentum zu bekehren, dieſe 
„Heidenwildnis“ durchqueren, und „ſeine Genoſſen wußten von den Schreckniſſen des 
Dickichts nicht genug zu erzählen“. In der gleichen Weiſe wird das Land auch in der 
Urkunde vom 1. 14. 1225 beſchrieben, durch die der Erzbiſchof von Gneſen zu Gunſten 
des Herzogs Wladislaus Odonicz auf die Zehnerhebung verzichtete (Urkunde Nr. 118 
des „Codex diplomaticus Poloniae“). Bei Erich Schmidt („Geſchichte des Deutſchtums 
im Lande Poſen“, 1904, S. 77) heißt es über dieſe Begebenheit: „Wladislaus nahm 
feine Reſidenz in Ufch, und hier lenkte ſich fein Blick auf die faſt undurchdring⸗ 
liche Waldwildnis, welche viele Meilen breit die Netze auf ihrem Laufe rechts 
und links begleitete.“ 

Die flamwifche Beſiedlung der „Kraine“ und damit auch des Flatower Landes wurde 
noch durch einen anderen Umfard beeinflußt: Die ſtändigen Kriegszüge der Pommern 
und Polen verwüſteten das Land. Die wenigen Bewohner wurden durch Kriege und 
Seuchen dahingerafft. So war das Flatower Land, das, wie die ganze „Kraine“, 
in vorgeſchichtlicher Zeit verhältnismäßig dicht befiedelt war, am Ende des 14. Jahr⸗ 
hunderts kaum noch bewohnt. Nur an den größeren Seen ſtanden noch einige 
elende Fiſcherkaten der Pommern, die ſich mühſam von Fiſchfang und Jagd ernährten. 
Von der Gegend zwiſchen Flatow, Vandsburg und Lobſens, die Wladislaus der 
Jüngere, der von 1225 bis 1237 die „Kraine“ beherrſchte, den ſchleſiſchen Klö- 
fiern Leubus und Heinrichau zur Beſiedlung übergab, teilt Erzbiſchof 
Vinzentius mit, daß kein Menſch ſich erinnern konne, daß dort jemals Ackerbau 
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getrieben worden fei. Dieſer erſte Verſuch, auch die „Kraine“, wie es vorher ſchon 
in benachbarten Gebieten begonnen worden war, durch den Zifterzenferorden mit deuffchen 
Koloniſten beſiedeln zu laſſen, blieb ohne Erfolg. Die ſchleſiſchen Mönche nahmen das 
abgelegene und verwüſtete Land, das ihnen geſchenkt worden war, nicht in Beſitz, da 
die dort herrſchenden kriegeriſchen Unruhen jede Siedlungstätigkeit lähmten. Doch wurde 
im Jahre 1234 die Ziſter zenſerabtei Byszewo gegründet. Sie wurde 1288 
nach Krone an der Brahe verlegt und erlangte in der Folgezeit für die „Kraine“ 
und damit auch für das Flatower Land größte Bedeutung Die Ziſterzienſermönche zogen 
aus ihrer Heimat deutſche Siedler ins Land, die insbeſondere im füdöftlichen Teil der 
„Kraine“ und im Flatower Gebiet angeſetzt wurden. Zahlreiche rein deutſche 
Walddörfer wurden dort ſchon im 13. und 14. Jahrhundert als 
erſte geſchichtliche Ortſchaften dieſes Landſtreifens gegründet. 
Die weſtliche „Kraine“ (mit ihr auch der weſtliche Teil des Flatower Landes) 
wurde 1260 dem Grafen Nikolaus zu Lehen gegeben; 1366 gehörte dieſes Gebiet 
einſchließlich des Gebietes um Wiſſek und Krojanke den Rittern Jakob, Walter 
und Hennig von dbunrereverg, Bie zweſfklios veiffſtyer Abſtammung waren. 
In dieſes Gebiet wurden meift deutſche Köhler aus Niederſachſen geholt, 
die die unwirtlichen Waldgebiete rodeten und urbar machten. Auch hier entſtanden in 
der öden Waldwildnis, wo noch Wolf, Bär, Ottern und anderes Ungetier hauſten, wo 
Sumpf und Fieber herrſchten und kaum ein Weg und Steg vorhanden war, die erſten 
Siedlungen durch deutſche Menſchen. . 


Die „Kraine“ wurde nach einigen Hauptlehnsſitzen in Grundherrſchaften aufgeteilt, 
die an geiſtliche oder weltliche Grundherren verſchenkt oder zu Lehen gegeben wurden. 
Es entſtand die Krojanker Grundherrſchaft, in die das Gebiet um Krojanke 
und Steinau einbezogen war; die Gebiete um Nakel gehörten zur Nakeler Staro⸗ 
ſtei und auch Flatow ſoll den Mittelpunkt einer kleinen Grundherrſchaft gebildet 
haben. Die Grenzen dieſer Grundherrſchaften waren ſehr unbeſtimmt, zumeiſt hielt man 
ſich bei den Abgrenzungen an Waſſerläufe, Seen oder andere natürliche Landmarken. 
Wäß die Otdotgrunoungen das Wert deufſcher Wiedler ind, "it 
aus der ganzen Anlage und den alten Grundriſſen der Städte zu entnehmen. Typiſch 
ſind der geräumige viereckige Markt in der Mitte und das Netz parallel verlaufender 
und ſich kreuzender Straßen, die der Stadt etwas Regelmäßiges und Geordnetes geben. 
In der dörflichen Siedlnug herrſcht das langgeſtreckte Reihen- oder 
Straßendorf vor, doch paßte ſich die Siedlung auch dem jeweiligen Charakter des 
Geländes an. Die Häuſer wurden gewöhnlich aus Holz und Lehm erbaut und waren 
mit Schindeln, Rohr oder Stroh gedeckt. Beſondere Baudenkmäler aus der älteren 
Zeit, die der Siedlungsgeſchichte und Forſchung einen beſtimmten Anhalt geben könnten, 
ſind im Flatower Land nicht erhalten geblieben, da dieſes im 17. Jahrhundert wieder, 
wie ſo oft in den früheren Jahrhunderten, von ſchrecklichen Kriegswirren heimgeſucht 
wurde. 


Drei deutſche Siedlungswellen überſtrömten das Flatower Land: Die erſte im Zuge 
der mittelalterlichen Koloniſation, die zweite in der Zeit der Reformation und die dritte 
nach dem Ulebergange des Landes an Preußen. Die Deutſchen kamen nicht erſt in 
preußiſcher Zeit in dieſes Land. Sie bildeten ſchon vor 1772 die Einwohnerſchaft des 
Landes. Als die erſten deutſchen Koloniſten im 13. Jahrhundert durch die Ziſterzienſer 
Klöſter angeſetzt wurden, fanden fie ein wüſtes, unwirtliches, auf weiten Strecken völlig 
unbewohntes Land, in dem vereinzelte ärmliche Siedlungen pommerſcher Einwanderer 
lagen. Die Polen hatten den Weg ins Flatower Land, wie in die ganze „Kraine“, noch 
nicht gefunden. Für ſie kam die Wüſtenei als Siedlungsland nicht in Betracht. Es 
blieb den Deutſchen vorbehalten, daraus ein Kulturland zu machen. Die zahlreichen alten 
Urkunden beweiſen: Schon in der erſten Zeit der polniſchen Herrſchaft war das Land, ſoweit 
überhaupt, vorwiegend deutſch befiedelf; die übrige Bevölkerung war pommerſchen 
Stammes. Polen aber gab es dort kaum. Erſt ſpäter, im Laufe der jahrhundertelangen 
Zugehörigkeit zu Polen, hat ſich über dieſe autochthone Bevölkerung eine hauchdünne 
polniſche Volksſchicht gelegt. Erſt in preußiſcher Zeit hat das Polentum im Flatower 
Lande beträchtlich an Boden gewonnen und ſeine heutige Höhe erreicht. Nicht der 
Deutſche, ſondern der Pole iſt im Flatower Lande das am fpäfeften zugewanderte 
Bevölkerungselement. Ewald Stober. 
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Eine Zeiiſchriſt des Baltiſchen Inftituts 


Vor etwa zwei Jahren hat der Leiter des Baltiſchen Inſtitutes in Thorn, Dr. Joſef 
Borowik, damit begonnen, die Beziehungen des Inſtitutes zu den wiſſenſchaftlichen 
Kreiſen und Einrichtungen in den nördlichen und öſtlichen Anliegerſtaaten der Oſtſee zu 
vertiefen. Den ſichtbarſten Ausdruck des Erfolges dieſer Bemühungen ſtellt die im ver⸗ 
gangenen Jahre ins Leben gerufene Zeitſchrift „Baltic Countries“ dar. In den Spalten 
dieſer Zeitſchrift iſt bereits eine feſte und für Polen ſehr nützliche Zuſammenarbeit mit 
zahlreichen wiſſenſchaftlich bedeutſamen Perſönlichkeiten der genannten Länder hergeſtellt 
worden. Der Zweck der Zeitſchrift iſt es einmal, namhafte Wiſſenſchaftler dieſer Länder 
in den Bann der polniſchen Oſtſeepubliziſtik zu ziehen, und zum 
anderen, durch die Verwendung der engliſchen Sprache in einer inter⸗ 
national gekleideten wiſſenſchaftlichen Zeitſchrift die polniſchen Thefen über Wirt: 
ſchaft, Polit, Geſchichte, Kultur und Volkstum im Oſtſeeraum an die inter- 
eſſierten Kreiſe der internationalen Oeffentlichkeit heranzu⸗ 
bringen. Zu den Herausgebern der „Baltic Countries“ gehören neben vier 
polniſchen Profeſſoren auch Wiſſenſchaftler däniſcher, ſchwediſcher, finnländiſcher, eſtlän⸗ 
diſcher und lettländiſcher, ferner engliſcher und amerikaniſcher Hochſchulen. Ebenſo zählt 
u den Mitarbeitern der Zeitſchrift bereits ein beträchtlicher Kreis von Wiſſen⸗ 
ſchaftlern aus dieſen und anderen Ländern. Die Zeitſchrift (bisher ſind vier Hefte mit 
einem Geſamtumfang von über 600 Seiten erſchienen) zerfällt in zwei Teile, von denen 
der eine längere Beiträge, der andere umfangreiche Buchbeſprechungen bringt. Mit den 
„Baltic Countries“ iſt es den Polen gelungen, ſich in die internationale Behandlung der 
die Oſtſee und ihre Randgebiete betreffenden Fragen wirkſam einzuſchalten. Das iſt ein 
Ereignis, das Deutſchland in Anbetracht der politiſchen Tendenz, mit der das 
geſchieht, naturgemäß ſehr ſtark intereſſiert. Die Zeitſchrift hat als das wichtigſte 
Sprachrohr jener typiſch polniſchen Theſe zu gelten, nach der zwar das vom übrigen 
Reich räumlich getrennte Oſtpreußen, nicht aber Deutſchland ſelbſt zu den Oſtſeeländern 
gehöre. Es liegt auf der Hand, daß dieſe Theſe, wenn ſie ſich in den an den Oſtſee⸗ 
problemen intereſſierten Ländern feſtſetzen ſollte, eine pſychologiſche Stärkung der polni⸗ 
ſchen Poſition an der Oſtſee bedeuten würde. Dieſe Poſition aber wird von polniſcher Seite 
niemals anders als gegen Deutſchland gerichtet verſtanden. 


Oftland⸗Chronik 


Das Deutſchtum bei den Lodzer Wahlen. 


Bei den Lodzer Stadtrats⸗ 
wahlen vom 27. September ſind die 
Deutſchen mit getrennten Liſten 
marſchiert. Im ganzen find 16 166 Stim⸗ 
men auf die beiden deutſchen Liſten abge⸗ 
geben worden. Davon haben der Deut⸗ 
ſche Volks verband 80 v. H. und die 
Jungdeutſche Partei 20 v. H. erhalten. 
Gegenüber den letzten Stadtratswahlen 
von 1934 haben die Lodzer Deutſchen 1 858 
Stimmen verloren. Sie haben infolge 
ihrer Uneinigkeit kein Mandat ge: 
wonnen. Es iſt dies das erſte Mal, 
daß der Stadtrat der von Deutſchen ge⸗ 
ſchaffenen Stadt Lodz keinen deutſchen 
Vertreter aufweiſt! Eine nicht feſtzu⸗ 
ſtellende Anzahl deutſcher Stimmen iſt auf 
die national gemiſchte Liſte der 
Sozialiſtenn abgegeben worden. 


Auf DE Lifte find drei Vertreter der 
ſogen. Deutſchen Sozialiſten, die in natio⸗ 
naler Hinſicht aber mehr oder weniger frag⸗ 
würdig ſind, in den Stadtrat gelangt. Die 
vom ſozialiſtiſchen „Robotnik“ verbreitete 
Meldung, daß zahlreiche Deutſche ihre 
Stimme den Nationaldemokraten (N) ge 
geben hätten, weil dieſe einen gewiſſen Kurt 
Klinka als Kandidaten aufgeſtellt hatten, 
iſt zu blöde, um einer Entgegnung wert zu 
ſein. Dagegen trifft es zu, daß die Wahl⸗ 
beteiligung der Deutſchen verhältnismäßig 
gering geweſen iſt. 


10 Jahre Grazynſki 


In den letzten Septembertagen 1926 
wurde Michael Grazynſki zum 
Wojewoden ernannt. Seit 10 Jahren 
ſteht dieſer Galizier an der Spitze der 
Induſtriewojewodſchaft Polens. Er wird 
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der „Auf ſtandswojewode“ genannt. 
Und er hat diefen „Ehrentitel“ in den bis⸗ 
herigen 10 Jahren ſeines Kattowitzer 
Wirkens mit Recht getragen. Er hat nie⸗ 
mals eine andere Aufgabe als wichtiger 
anerkannt als die, das Deutſchtum des ihm 
ausgelieferten Landes auszurotten. Seine 
Amtstätigkeit iſt ein per ma— 
nenter Aufſtand gegen das 
Deutſchtum geweſen. Sie iſt es 
noch heute. Viele tauſende deutſcher 
Familien wurden unter ſeiner Verwaltung 
ins Elend geſtürzt. Tauſende deutſcher 
Kinder wurden in dieſen 10 Jahren in die 
Unfreiheit polniſcher Schulen gezwungen. 
Tauſende deutſcher Arbeiter haben unter 
ſeinem Regime Brot und Arbeit verloren. 
Und viele tauſende deutſcher Menſchen 
mußten ihre Heimat verlaſſen. Hunderte 
von Millionen an deutſchen Vermögens⸗ 
werten ſind in Oſtoberſchleſien in dieſem 
Jahrzehnt vernichtet worden oder in pol⸗ 
niſcher ' Beſitz übergegangen. Ueber die 
Hälfte der oſtoberſchleſiſchen Induſtrie⸗ 
arbeiterſchaft iſt heute zum Feiern gezwun⸗ 
gen. Hunderte von Betrieben ſind ſtillgelegt 
worden. Es gibt keine wirtſchaftliche und 
keine ſoziale Frage im Amtsbereich Gra⸗ 
zynſkis, die während der letzten 10 Jahre 
gelöſt worden iſt. Der Lebensſtandard der 
Bevölkerung iſt von Jahr zu Jahr ge: 
ſunken. Juden und Polen aus Kongreß⸗ 
polen und Galizien haben ſich im Handel 
und Gewerbe, in den Arbeitsſtätten und 
Amtsſtellen feſtgeſetzt, während ungezählte 
einheimiſche Familien in faſt beiſpielsloſen 
Elend dahinvegetieren. Notſchächte und 
verzweifelte Menſchen, leere Fabriken und 
hungernde Kinder ſtehen Spalier, um den 
10. Jahrestag der Amtsuͤbernahme zu 
feiern. Von Städten, deren Menſchen nicht 
wiſſen, wovon ſie morgen leben ſollen, wird 
Grazynſki zum Ehrenbürger ernannt. 
Straßen, in die die rauchlofen Schorn⸗ 
ſteine toter Fabriken herniederblicken, er⸗ 
halten ſeinen Namen. „Das Volk dankt 
feinen Wojewoden“. 


Umbenennung oſtoberſchleſiſcher Gruben 


Eine ſchon vor Jahren einmal in Angriff 
genommene Umtaufaktion im oſt⸗ 
oberſchleſiſchen Bergbau iſt kürz⸗ 
lich im Bereich einiger polniſcher Gruben⸗ 
verwaltungen wieder aufgenommen worden. 
Die deutſchen Namen der Schacht— 
anlagen, die vielfach zu Ehren verdien⸗ 
ter deutſcher Pioniere des oberſchleſiſchen 
Bergbaus gewählt worden ſind, verletzen 
offenbar das nationale Empfinden gewiſſer 
polniſcher Kreiſe, die ſich nicht gern daran 
erinnern laſſen, daß nicht ſie es waren, die 
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den Bergbau ſchufen. So haben in letzter 
Zeit die Godul la- AG. und die Wirek⸗ 
AG. die Namen ihrer Schachtanlagen 
poloniſtert. Aus Kynaſt iſt Krzysztow, aus 
Stollberg Sobieslaw und aus Gotthard 
Pulaſki geworden. Schlegel iſt in Czeslaw 
umgeändert worden, Schaffgotſch in Jan 
Ulrych, Köhlerſchacht in Krasnor, Aſchen⸗ 
born in Andrzej, Menzel in Maciel, Grün: 
wald in Gawel, Steinberg in Stanislam 
uff. Selbſt einige ſtillgelegte Schächte 
haben anftelle ihrer bisherigen deutſchen 
polniſche Namen erhalten. Es geht hier 
nicht darum, daß die deutſchen Namen „von 
der Bevölkerung nicht verſtanden werden“. 
wie gewiſſe Kreiſe die Maßnahme zu be⸗ 
gründen verſuchen, ſondern darum, daß mit 
den deutſchen Namen, die jedem Ober⸗ 
ſchleſier geläufig ſind, die Erinnerung 
an das deutſche Urheberrecht 
am oberſchleſiſchen Bergbau 
ausgelöſcht werden ſoll. Es handelt ſich 
nicht um eine Frage der Zweckmäßigkeit, 
ſondern um einen Berſuch, eine neue Ge⸗ 
ſchichtslüge vorzubereiten. 


Gegen die „Volksgenoſſen“ aus dem Oſten 

Die tiefe Erbitterung, die das Syſtem 
Grazynſki in der alteingeſeſſenen Bevölke⸗ 
rung Oſtoberſchleſiens hervorgerufen hat, 
hat in einer Belegſchaftsver⸗ 
fammlung der Rudaer Wawel⸗ 
grube ihren zwar vorſichtig formulierten, 
aber dennoch bemerkenswerten Ausdruck ge⸗ 
funden. In dieſer Verſammlung wurde 
gegen den ſtändig wachſenden Zuzug 
landfremder Elemente aus Ga⸗ 
lizien und Kongreßpolen Ein⸗ 
ſpruch erhoben. Nach längerer Ausſprache 
wurde eine Entſchließung angenomme, in 
der verlangt wird, daß mit der Verdrän⸗ 
gung der einheimiſchen Arbeiter und Ange: 
ſtellten aus den oſtoberſchleſiſchen Arbeits⸗ 
ſtellen und mit der Einſtellung von 
Praktikanten und unqualifi⸗ 
zierten Ingenieuren, die in immer 
größerer Zahl durch das Syſtem Grazynſki 
nach Oſtoberſchleſien importiert werden. 
endlich Schluß gemacht wird. Es wird in 
der Entſchließung weiter verlangt, daß die 
verantwortlichen Stellen in der oſtober⸗ 
ſchleſiſchen Induſtrie mit oberſchleſiſchen 
Fachleuten und nicht mit landfremden Igno⸗ 
ranten beſetzt werden und daß alle in der 
letzten Zeit angeſtellten Ingenieure, die teils 
überflüſſig und zumeiſt unfähig ſind, ſofort 
entlaſſen werden, da ihre Verwendung in 
der Induſtrie nur geeignet iſt, die Pro⸗ 
duktion zu verteuern und die 
Arbeiterlöhne zu drücken. Es iſt 
für die Stimmung, die in der einheimiſchen 


Bevölkerung Oſtoberſchleſiens gegenüber 
den von Grazynſki ins Land geholfen 
Leuten herrſcht, recht bezeichnend, daß dieſe 
Entſchließung unter lebhaftem Beifall ein⸗ 
ſtimmig angenommen wurde. Bei dieſer 
Gelegenheit iſt noch ein anderer Fall zu 
erwähnen: In einem der größeren oſtober⸗ 
ſchleſiſchen Betriebe trat vor kurzem die 
Belegſchaft in Streik, um die Ent: 
laſſung eines aus Kongreß⸗ 
polen importierten Werksbe⸗ 
amfen zu erzwingen, der ſich durch 
die Schikanierung der Belegſchaft verhaßt 
gemacht hatte. Die Vertreter der Arbeiter⸗ 
ſchaft erhoben Einſpruch gegen die Ueber- 
tragung öſtlicher Menſchenbehandlungs⸗ 
methoden auf das von deutſcher Zeit her 
noch an ein ſozialeres Auftreten der leiten⸗ 
den Beamten gewohnte Gebiet. 


Beſchlagnahme eines deutſchen Heimes 


In Antonienhüt te hatte der Deut⸗ 
ſche Volksbund einen Teil der Wohnung 
des Ingenieurs Koſton für Heimzwecke 
gemietet. Am 22. September um 12 Uhr 
erhielt der Wohnungsinhaber ein Schreiben 
des Gemeindeamtes, in dem er aufgefordert 
wurde, bis 12 Uhr des gleichen Tages den 
Deutſchen Volksbund aus den Räumen ſei⸗ 
ner Wohnung zu entfernen. Die Aufforde⸗ 
rung wurde mit der den Tatſachen wider⸗ 
ſprechenden Behauptung begründet, daß die 
Vermietung der Räume an den Volksbund 
ohne Zuſtimmung des Hausbeſitzers, d. h. 
der Schwiegermutter des Wohnungsinha⸗ 
bers, erfolgt ſei. Bereits zwei Stunden 
nach Ablauf der geſtellten Friſt erſchienen 
bei Koſton zwei Gemeindebeamte, ver⸗ 
langten von dieſem die Herausgabe der 
Schlüſſel zu den vom Volksbund gemieteten 
Räumen und ließen, als das abgelehnt 
wurde, die Türen aufbrechen und 
durch mehrere Arbeiter die Möbel des 
Volksbundes kurzerhand auf den Hof des 
Grundſtücks ſtellen. Darauf wurden die 
Räume verſiegelt. Das alles geſchah, ohne 
daß es das Gemeindeamt für notwendig ge⸗ 
halten hätte, dem Deutſchen Volksbund 
rechtzeitig eine entſprechende Nachricht zu⸗ 
kommen zu laſſen; das betreffende Schrei⸗ 
ben ging beim Volksbund erſt zwei Tage 
nach durchgeführter Zwangsräumung ein. 
Die Beamten des Gemeindeamtes lehnten 
es ab, über den Vorfall ein Protokoll auf⸗ 
zuſetzen; als dann der Volksbund am näch⸗ 
ſten Tage gegen das unerhörte und rechts⸗ 
widrige Vorgehen Einſpruch erhob, wurde 
ihm bedeutet, er möge ſich das Protokoll 
auf dem Rechtswege, alſo durch eine ge⸗ 
richtliche Klage, beſchaffen. Daraufhin 


wurde von Ing. Koſton ſowohl wie vom 
Volksbund Strafantrag gegendie 
Gemeinde verwaltung wegen 
Mißbrauchs der Amtsgewalt, 
Beſchränkung der freien Ver⸗ 
fügungsgewalt und unberech⸗ 
tigte Einmiſchung in die Rechte 
Dritter geſtellt. Das Gericht traute 
ſich anſcheinend nicht an die Sache heran 
und veranlaßte die Beklagten, einen Ver⸗ 
tagungsantrag zu ſtellen, ſo daß der erſte 
Termin Anfang Oktober ohne Ergebnis 
verlief. Dieſer Vorfall hat noch ein inter⸗ 
eſſantes Vorſpiel gehabt: Vor längerer 
Zeit waren Obdachloſe in das frü⸗ 
here Antonienhütter Heim des Deutſchen 
Volksbundes eingedrungen und hatten ſich 
dort häuslich niedergelaſſen. Sie waren 
zwar auf Grund eines Exmiſſionsurteils 
vom Gerichtsvollzieher aus den Räumen des 
Volksbundes verwieſen worden, dann aber 
von neuem gewaltſam eingedrungen, worauf 
es die Polizei ablehnte, etwas weiteres ge⸗ 
gen ſie zu unternehmen und dem Volksbund 
wieder zu ſeinem Beſitz zu verhelfen. Als 
ſich der Volksbund darauf bei Ing. Koſton 
ein neues Heim mietete, ſchritt das Gemeinde⸗ 
amt ein und beſchlagnahmte, wie oben ge⸗ 
ſchildert, die Räume. Dieſe Vorgänge ſind 
für die Methoden bezeichnend, mit denen 
die polniſchen Behörden den deutſchen Or⸗ 
ganiſationen durch die Wegnahme der von 
ihnen gemieteten oder erbauten Heime ihre 
Volkstumsarbeit unmöglich zu machen ver⸗ 


ſuchen. 
Deutſche werden entlaſſen 


Am 1. Oktober erhielten wieder 20 
Beamte der Königshütte ihre 
Kündigung. Es handelt ſich um Beamte, 


die ſeit Jahrzehnten in den Dienſten der 
Hütte ſtehen. Der größte Teil der Ge⸗ 
kündigten bekennt ſich zur deutſchen Volks⸗ 


gruppe. 
Der Betriebsleiter der Buchdruckerei 
„Zaklady Graficzne Biblioteka Polska“ 


in Bromberg, der deutſche Volksangehörige 
Max Neumann, iſt vom polniſchen 
Vorſtand der Druckerei entlaffen 
worden. Der Vorſtand hat dem Deutſchen 
die Erneuerung feines Vertrages ver: 
weigert und ihn bis zum Ablauf des gegen⸗ 
wärtigen Vertrages beurlaubt. Neumann 
iſt mehrere Jahrzehnte in der Druckerei (der 
früheren Gruenauerſchen Buchdruckerei Ri⸗ 
chard Krahl), in der er ſich vom Lehrling 
bis zum Betriebsleiter hochgearbeitet hat, 
tätig geweſen. Er hat den Betrieb zur be⸗ 
deukendſten Druckerei Polens entwickelt. Er 
wurde entlaſſen, weil er Deutſcher iſt. Die 
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durchweg polniſche Belegſchaft hat ſich mit 
demonſtrativer Herzlichkeit von ihrem bis⸗ 
herigen Betriebsleiter verabſchiedet. Sie hat 
damit am beſten die lumpige Geſinnung der 
polniſchen Hintertreppenpolifiker kommen- 
tiert, die es fertig gebracht haben, gegen 
Neumann politiſche Verdächtigungen aus⸗ 
zuſtreuen. 


läſtigt. Als er auf deren Räpeleien nicht 
reagierte, fielen die Polen über ihn her. 
Przybylla verſuchte, ſich im Hauſe ſeines 
Schwiegervaters in Sicherheit zu bringen, 
wurde von den Polen jedoch eingeholt und 
zu Boden geſchlagen. Während der. 
Schlägerei rief einer der polniſchen Row⸗ 
dies: „Schlagt den German tot, 


Auch in den der Zwangsverwaltung des 
Pleßſchen Vermögens unter ſtehenden Be⸗ 
trieben wurde am 1. Oktober wieder einer 
ganzen Reihe von Beamten gekündigt. So 
iſt 25 Beamten der Kattowitzer 
Bergwerksdirektion die Kündigung 
zugeſtellt worden. Von den Gekündigten 
gehören 23 der deutſchen Volks⸗ 
gruppe an. In der Bürgerlichen 
Brauerei Tichau wurde ſämtlichen 
Beamten gekündigt. Ebenſo wurden in der 
Reſt verwaltung des Fürſten von 
Pleß am 1. Oktober zahlreiche Kündigun⸗ 
gen erlaſſen. Zu den Gekündigten gehören 
u. a. ſämtliche Beamte der Kattowitzer Bü⸗ 
ros. In dieſem Falle handelt es ſich gleich⸗ 
falls faſt ausnahmslos um deutſche Volks⸗ 
zugehörige. N i 
Verbot deutſcher Erntedankfeſte 


Das Erntedankfeſt des deutſchen Volks⸗ 
bundes, das am 4. Oktober in Lublinitz 
(Oſtoberſchleſien) ſtattfinden ſollte, iſt 
von den polniſchen Behörden mit der Be⸗ 
gründung verboten worden, daß der 
Deutſche Volksbund eine politiſche (!) 
Organiſation ſei, die zur Veranſtaltung 
eines ſolchen Feſtes nicht berechtigt iſt. 

Die Ortsgruppen Kattowitz und Siemi⸗ 
anowitz der Deutſchen Partei hatten für 
den 3. Oktober für ihre Mitglieder in einem 
geſchloſſenen Raum eine Erntedankfeier 
angeſetzt. Die Feier wurde mit der Be⸗ 
N verboten, daß ſie die öffentliche 

uhe und Ordnung gefährde. Es durfte 
lediglich ein privates Tanzkränzchen abge⸗ 
halten werden, aus deſſen Programm alle 
auf das Erntedankfeſt bezugnehmenden 
Lieder, Vorträge und ſonſtige Darbietungen 
entfernt werden mußten. Vermutlich war 
damit die Gefahr für Ruhe und Ordnung 
beſeitigt. 


„Schlagt den German tot!“ 


Vor kurzem wurde der arbeitsloſe deut⸗ 
ſche Volksgenoſſe Ludwig Przybylla 
aus Jeykowitz (Oſtoberſchleſten), als er in 
den ſpäten Abendſtunden mit einem Be⸗ 
kannten nach Hauſe ging, von vier Polen, 
darunter einem Lehrer und einem Hilfs⸗ 
briefträger, alſo zwei in ſtaatlichen Dienſten 
ſtehenden Perſonen, angehalten und bes 
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re Mur f be- wege 
Schule ſchickt!“ Przybylla wurde 
einige Zeit nach dem Ueberfall von einem 
Polizeibeamten bewußtlos auf der 
Straße liegend aufgefunden. 
Der Anſtifter des Ueberfalles iſt der an dem 
Gewaltakt ſelbſt beteiligte Lehrer Franz 
Heiduk geweſen. Dieſer hat am näch⸗ 
ſten Tage den Schwager des Uleberfallenen, 
Franz Schula, auf der Straße ange⸗ 
halten und ihn darauf aufmerkſam gemacht, 
daß er, Schula, ſeine Arbeit auf der 
Römergrube verlieren werde, wenn der Ge⸗ 
waltakt angezeigt werden ſollte! 


Beſchränkung deutſcher Gottesdienſte 
Während von polniſcher Seite fortgeſetzt 
über die Verminderung der polniſchen Gottes⸗ 
dienſte in den deutſchen Gemeinden des 
Reiches Klage geführt wird, wird von den⸗ 
ſelben Kreiſen unausgeſetzt gegen die Ab⸗ 
haltung deutſcher katholiſcher 
Gottesdienſte in Polen Sturm 
gelaufen. Mit Erfolg, wie das Beifpiel von, 
Bielſchowitz lehrt. Dort hat es bis⸗ 
her allſonntäglich deutſche Gottesdienſte ge⸗ 
geben; jetzt werden die katholiſchen Deut⸗ 
ſchen nur noch an einem Sonntag im 
Monat Gelegenheit haben, einen Gottes⸗ 
dienſt in ihrer Mutterſprache zu beſuchen, 
da die zu 95 v. H. arbeitsloſen katholiſchen 
Deutſchen der Parochie nicht mehr in der 
Lage ſind, die Meßſtipendien aufzubringen. 
Damit findet ein ſeit 50 Jahren beſtehender 
Zuſtand gegen den heftigen Proteſt der 
katholiſchen Deutſchen ſein Ende. Die 
deutſchen Kreuzweg⸗, Mai⸗ 
und Roſenkranzandachten hat⸗ 
ten ſchon in den Jahren 1923/4 eingeftellt 
werden müſſen, weil die deutſchen Kirchen⸗ 
beſucher auf dem Heimweg immer wieder 
von polniſchem Pöbel überfallen und mit 
Knüppeln mißhandelt worden waren. 


Eine bedenkliche Unachtſamkeit 


Es hat jeden Oſtdeutſchen, der während der 
Dlympiade die Ausſtellung „Deutſchland“ 
beſucht hat, mit Genugtuung erfüllt, daß 
in der Ehrenhalle des deutſchen Geiſtes auch 
der Name des Aſtronomen Nikolaus 
Kopernikus in großen Lettern ange⸗ 
bracht war. Die Genugtuung war um [vo 


größer, als die polnifche Propaganda es 
liebt, mit dem Namen dieſes deutſchen Ge⸗ 
lehrten, deſſen aſtronomiſche Forſchungen 
das moderne Weltbild geſchaffen haben, 
den Ruhmesſchild der polniſchen Kultur auf 
Hochglanz zu polieren. Ernſt zu nehmende 
polniſche Gelehrte haben die Theſe von der 
„polniſchen Abſtammung“ Kopernikus 
längſt fallen gelaſſen. In der polniſchen 
Propaganda aber, vor allem in der für das 
Ausland beſtimmten polniſchen Kultur- 
propaganda, ſpielt dieſe Theſe nach wie vor 
eine bedeutſame Rolle. Ilm jo bedauerlicher 
iſt es, daß die angeſehene deutſche Rund⸗ 
funkzeitſchrift „Die Sendung“ in ihrer 
Nummer 38 in einem Aufſatz über War: 
ſchau zur Sendung des Münchener Senders 
vom 22. September d. J. folgenden Paſſus 
veröffentlicht hat: „Kopernikus, dem großen 
polniſchen Aſtronomen, hatte man den 
berühmten Thorwaldſen ein ſchönes Mal 
ſchaffen laſſen.“ Es iſt anzunehmen, daß 
es ſich bei dieſem ſchlechthin unverſtändlichen 
Satz um eine der Schriftleitung entgangene 
Unachtſamkeit des mit „M“ gezeichneten 
Verfaſſers handelt. Es iſt zu wünſchen, daß 
es zum letzten Mal geſchehen iſt, daß ein 
deuffches Blatt zum Helfer einer polniſchen 
Geſchichtslüge wird. 
Trukanas und die hohe Politik 
Der Direktor des litauiſchen Gymna⸗ 
ſiums in Memel, Dr. Trukanas, hat 
ſich zuerſt nach Polen und dann in die 
höheren Sphären der Politik begeben. Der 
Erfolg iſt ein Artikel in der Zeifung „Ba: 
karai“ geweſen. Dort kann man u. a. 
folgendes leſen: „Was denken die Polen 
über Litauen? Sie ſprechen über eine 
Rückgabe Wilnas an Litauen 
überhaupt nicht. Sie ſind der Meinung, 
daß Wilna ihnen zuerkannt ſei und nieman⸗ 
dem anders gehören könne als ihnen. In 
den höheren Sphären der Poli⸗ 
tik aber findet man Kreiſe, die die Ge⸗ 
ſchichte betrachten und aus ihr den Schluß 
ziehen, daß Litauen einſtmals ein 
mächtiger Staat geweſen iſt . Und 
fie ſagen: „Schließt euch nur an Polen an, 
dann werdet ihr nicht nur Wilna haben, 
ſondern Warſchau obendrein ... Wie 
können wir nun das Wilnagebiet be⸗ 
freien?“, fragt Trukanas dann. „Wenn 
wir nach dem Plane weiter arbeiten, nach 
dem wir heute verfahren, dann werden wir 
wenig erreichen. Wir müſſen vor allen 
Dingen das Niveau unſerer Kultur 
heben .. Unſer ganzes Land muß fo 
weit in die Höhe gebracht werden, daß die 
Polen ſchließlich ſelbſt einſehen, daß in 
Litauen tatſächlich viel beſſere Lebens⸗ 


bedingungen herrſchen als in Polen. Ohne 

weifel werden die Polen dann 
ſelbſt bitten, daß Litauen ſie 
aufnimmt und den Anſchluß ge⸗ 
ſtattet“. Ein famoſer Gedanke: Biel. 


leicht ſtellen die Polen jetzt ihre Propaganda 


gegenüber Litauen um. Vielleicht bitten fie 
ihren Nachbarn jetzt mit der geziemenden 
Demut, ſich Kauen unterſtellen zu dürfen. 


Der kleine Grenzverkehr 


Der Durchführung des erſt kürzlich in 
Kraft getretenen deutſch⸗litauiſchen 
Abkommens über den Kleinen 
Grenzverkehr werden von litauiſcher 
Seite bedenkliche Schwierigkeiten bereitet, 
die ein Eingreifen der beiderſeitigen, im 
Wirtſchaftsabkommen vorgeſehenen und in⸗ 
zwiſchen ernannten Regierungsausſchüſſe 
erfordern. Das Direktorium des 
Memelgebietes hatte in Ulebereinſtimmung 
mit den Beſtimmungen des Abkommens an 
die für die Ausſtellung der Grenzkarten 
allein zuſtändigen Amtsvorſteher eine Ver⸗ 
fügung erlaſſen, wonach die Grenzkarten 
ohne Rückſicht auf die politiſche Zugehörig⸗ 
keit der berechtigten Perſonen ausgeſtellt 
werden ſollten. Das iſt zunächſt auch ge⸗ 
ſchehen. Der litauiſche Kriegskommandant 
des Memelgebietes aber hat hiergegen Ein⸗ 
ſpruch erhoben und ſeinerſeits verfügt, daß 
die Grenzkarten von den Gemeindevor⸗ 
ſtehern nur mit Zuſtimmung der 
Politiſchen Polizei ausgeſtellt wer⸗ 
den dürften. Das bedeutet, daß z. B. ſolche 
Memelländer, die früher den ſogen. „ſtaats⸗ 
feindlichen“ Parteien angehört haben, von 
den Vorteilen des mit Deutſchland ge⸗ 
troffenen Abkommens ausgeſchloſſen bleiben. 
Praktiſch iſt es fo, daß ein beträchtlicher 
Teil der innerhalb der 10⸗Kilometer-⸗Zone 
wohnenden Memelländer von der litauiſchen 
Polizei daran gehindert wird, die Grenze 
zu paſſieren. Das bedeutet, daß dieſer Teil 
der Memelländer um den wirtſchaftlichen 
Nutzen gebracht wird, der ihm nach dem 
Abkommen von rechts wegen zuſteht. Aber 
es handelt ſich nicht nur und nicht in erſter 
Linie um dieſe wirtſchaftliche Folge des 
litauiſchen Verſtoßes gegen das Abkommen 
mit Deutſchland. Es dreht ſich darum, 
ob der litauiſche Kriegskommandant berech⸗ 
tigt ſein ſoll, das zu hintertreiben, was von 
der Kauener Regierung zugeſagt worden 
iſt. Deutſchland muß darauf be⸗ 
ſtehen, daß die von der Kauener 
Regierung unterzeichneten Ber: 
träge auch den Kriegskomman⸗ 
dankten des Memelgebietes ver⸗ 


pflichten. 
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Bücher über den Oſten 


Reden und Armeebefehle. Von Joſef 
Pilſudſki. Band IV der „Erinnerungen 
und Dokumente“. Eſſener Verlagsanſtalt, 
Eſſen 1936. 368 Seiten mit einem Porträt 
und einem Fakſimile. Preis Ganzleinen 
8,50 AM. — Der vorliegende Band bildet den 
Abſchluß der von Major Waclaw Lipinffi 
Generalkonſul Kaczkowſki beforgten deut: 
ſchen Geſamtausgabe der Schriften, Reden, 
Interviews und Armeebefehle des Marſchalls 
Pilſudſki. Die deutſche Ausgabe, die von Pil- 
ſudſki noch perſönlich autoriſiert worden iſt, 
enthält auf ihren faſt 1400 Seiten in vier 
Bänden natürlich nur eine Auswahl der aus 
der Feder des Marſchalls ſtammenden Schriften. 
Auffällig iſt, daß die vier Bände faſt nichts 
enthalten, was die Einſtellung Pilſudſkis zu 
Deutſchland beleuchtet. Das gilt auch für den 
vorliegenden 4. Band, in den in der Hauptſache 
Armeebefehle, Reden auf Legionärstagungen 
und Interviews über verfaſſungspolitiſche Fra⸗ 
gen aufgenommen worden ſind. Es ſind das 
Aeußerungen, die die Perſönlichkeit des Mar⸗ 
ſchalls, vor allem die immer wieder durch⸗ 
brechende volkserzieheriſche Abſicht ſeines politi⸗ 
ſchen Wirkens hervortreten laſſen. Es ſind das 
aber doch Dinge, die den deutſchen Leſer 
weniger berühren, als diejenigen Aeußerungen 
Pilſudſkis, die mit für Deutſchland bedeut⸗ 
ſamen Ereigniſſen der polniſchen 0 
geſchichte in Verbindung ſtehen, wie es z. B. 
bei dem im April 1920 an die IIkrainer ge 
richteten Aufruf oder bei den Anſprachen, mit 
denen ſich Pilſudſki im Juli 1923 aus dem 
politiſchen Leben zurückzog, oder auch bei den 
Worten der Fall iſt, mit denen er im Mai 


1926 ſeinen Staatsſtreich erklärte. Es wäre 
ſicherlich möglich geweſen, noch weitere, den 
deutſchen Leſer unmittelbar berührende und 


Deutſchland betreffende Aeußerungen des Mar⸗ 
ſchalls zu finden. Aber es iſt nicht die Abſicht 
der von der Eſſener Verlagsanſtalt durchge⸗ 
führten Pilſudſkiꝙ⸗Ausgabe geweſen, die Aus: 
wahl nach ſolchen Geſichtspunkten zu treffen. 
Es iſt zu hoffen, daß gelegentlich einmal eine 
Arbeit erſcheint, die an Hand aller erreich⸗ 
baren Aeußerungen Pilſudſkis deſſen Ein— 
ſtellung zu Deutſchland klarzuſtellen verſucht. 
So viel ſteht jedenfalls feſt und läßt ſich bis 
zu einem gewiſſen Grade auch ſchon aus einigen 
Stellen der vierbändigen „Dokumente und Er⸗ 
innerungen“ entnehmen, daß die Tatſache, daß 
Pilſudſki während des Krieges gegen Rußland 
gekämpft und im Jahre 1934 die polniſche 
Außenpolitik in die Richtung einer Ent⸗ 
ſpannung des Verhältniſſes zu Deutſchland 
gelenkt hat, vielfach falſch ausgelegt worden 
iſt. Dr. K. 

Zantoch, eine Burg im deutſchen Oſten. Her⸗ 
ausgegeben von H. Brackmann u. W. Un⸗ 
verzagt. Erſter Teil: Zantoch in der ſchrift⸗ 
lichen Uleberlieferung und die Ausgrabungen 
1932/33. Verlag von S. Hirzel, Leipzig 1936. 
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140 Seiten. 34 Abbildungen und 13 Karten- 
beilagen. Preis geheftet 7,.— AM, gebunden 
8,50 .. — Die Arbeit ift in der neuen 
Schriftenreihe „Deutſchland und der Oſten“ als 
1. Band erſchienen. Sie zerfällt in zwei Teile, 
von denen der erſte an Hand der ſchriftlichen 
Ueberlieferungen eine Geſchichte der Burg Zan⸗ 
toch gibt, der zweite einen eingehenden Bericht 
über die 1932/33 durchgeführten Ausgrabungen 
erſtattet. Ein weiterer Band, in dem die 1934 
wieder aufgenommenen Ausgrabungen dargeſtellt 
werden ſollen, iſt vorgeſehen. Die Zantocher 
Burg, am Zuſammenfluß von Warthe und Netze 
gelegen, iſt der weſtlichſte Punkt der alten Be⸗ 
feſtigungsreihe geweſen, die über Drieſen, Fi⸗ 
lehne, Czarnikau, Uſch, Nakel (und Bromberg) 
bis Wiszogrod an der Weichſel die Verkehrs⸗ 
wege zwiſchen Großpolen und Pommern ge⸗ 
ſichert hat. Die Zantocher Schanze iſt die am 
beſten erhaltene, an Funden reichſte und durch 
Jahrhunderte hindurch bedeutendſte dieſer Be⸗ 
feſtigungsanlagen. Sie iſt mit ihren zwölf Bur⸗ 
In, deren übereinander geſchichtete Reſte ihr 

nneres birgt und die jetzt durch den Spaten 
des Forſchers erſchloſſen worden ſind und noch 
werden, einer der wichtigſten Zeugen der völ⸗ 
kiſchen und politiſchen Geſchichte des oſtdeutſchen 
Raumes. Wie ſelten an anderer Stelle haben 
ſich hier die aus Urkunden ſchöpfende Geſchichts⸗ 
ſchreibung und die „Wiſſenſchaft des Spatens“ 
zu gemeinſamer, einander ergänzender For⸗ 
ſchungsarbeit zuſammengefunden. Die Ergeb⸗ 
niſſe dieſer Gemeinfchaftsarbeit find geeignet, 
weit über den Kreis der Fachwiſſenſchaftler hin⸗ 
aus zu intereſſieren. In der Zantocher Schanze 
haben die durch Jahrhunderte währenden er⸗ 
bitterten Kämpfe zwiſchen den Polen und Pom⸗ 
mern ihre ſichtbaren Spuren hinterlaſſen; die 
dort gemachten Funde ſind ein Beweis für den 
ſtets nur vorübergehenden Charakter der pol⸗ 
niſchen Herrſchaft über die freiheitsliebenden, 
polenfeindlihen Pomoranen. Sie berichten über 
die Bedeutung des durch ſie gedeckten Netze⸗ 
überganges in den Grenzkämpfen zwiſchen den 
askaniſchen Brandenburgern und Polen, ſpäter 
zwiſchen dem bis in die Neumark reichenden 
Deutſch⸗Ordensſtaat und feinen Widerfachern. 
Bis in den 30jährigen Krieg hinein hat die 
Schanze ihre ſtrategiſche Bedeutung gehabt, und 
auch im Nordiſchen Krieg findet ſie als Schutz⸗ 
werk der Neumark noch einmal Beachtung. Acht 
Jahrhunderte hindurch haben bei Zantoch Grenz⸗ 
und Sperrfeſten beſtanden: Paliſaden, Burg⸗ 
wälle, Turmburgen und Redouten, pomoraniſch⸗ 
wikingiſche, polniſche und deutſche Verteidi⸗ 
gungsanlagen. Acht Jahrhunderte war Zantoch 
eine Burg im Oſten. Dr. K. 


Die Grundlagen des Internationalen Sta- 
tuts von Danzig. Von Dr Herbert 
Matſchke. Verlag von Georg Etilke, Berlin 
1936. 152 Seiten. — Seit der Gründung 
der Freien Stadt iſt deren völkerrechtliche Stel⸗ 
lung ein Gegenſtand unausgeſetzter, einander 


widerſprechender Erörterungen geweſen. Polen 
hat grundſätzlich auf keine ſeiner Forderungen 
verzichtet, die es ſ. Z. bei der Schaffung der 
Freien Stadt angemeldet hatte und die auf 
eine durch gewiſſe Selbſtverwaltungsrechte ver: 
ſchleierte Eingliederung dieſes Gebietes in den 
polniſchen Staat hinausliefen. Es war ſtets 
und 8 auch noch heute unausgeſetzt beſtrebt, 
dem Internationalen Statut der Freien Stadt 
bald in dieſem, bald in jenem Punkte eine Aus⸗ 
legung zu geben, die ſeinen unverändert fort⸗ 
beſtehenden Annektionsabſichten beſſer ent⸗ 
ſpricht. Es iſt daher zu begrüßen, daß in der 
vorliegenden Arbeit von Matſchke all die kom⸗ 
plizierten völkerrechtlichen Fragen, die ſich mit 
Danzig verbinden, einmal grundſätzlich und 
leidenſchaftslos durchgeprüft worden ſind. Es 
ergibt fi) aus dieſer Prüfung eine Reihe in- 
tereſſanter Geſichtspunkte, deren Beachtung 
durch die ſeit 1933 in mehreren Punkten er- 
reichte unmittelbare Verſtändigung zwiſchen 
Danzig und Polen keineswegs inaktuell ge⸗ 
worden ſind. In einem Punkte, in der Frage 
der Garantie der Danziger Verfaſſung, hätte 
man vom Verfaſſer freilich eine etwas kriti⸗ 
ſchere Haltung und eine eingehendere Behand- 
Jung erwarten dürfen. Der Widerſtand der 
Danziger Regierung gegen die aufdringlichen 
Einmiſchungsverſuche in innerdanziger Angele⸗ 
genheiten, die ſich vor allem mit dem Namen 
Leſters verbinden, iſt nicht nur politiſch beein⸗ 
flußt, ſondern auch rechtlich begründet. Dr. K. 


Brückenkopf Oſtpommern. Von Guſtab Si⸗ 
moleit. Edwin Runge Verlag, Berlin 1935. 
52 Seiten mit zahlreichen Zeichnungen und 
Kartenſkizzen. Preis 1,.— RAM. — Oſt⸗ 
pommern iſt wohl der am meiſten verkannte Ab⸗ 
ſchnitt der Oſtmarken des Reiches. Daß im 
Rahmen der „Grenzkampfſchriften“ des Edwin 
Runge⸗Verlages einmal der Verſuch gemacht 
worden iſt, dieſen Bann der Unbekanntheit und 
des Verkanntwerdens zu brechen, iſt zu be⸗ 
grüßen. Oſtpommern hat niemals eine in des 
Bewußtſein des deutſchen Volkes gedrungene 
felbftändige politiſche Rolle geſpielt. Es hat 
immer im Schatten politiſch aftiverer Rand: 
ſchaften geſtanden. Aber immer ift es für 
dieſe Nachbarlandſchaften an Weichſel, Netze⸗ 
Warthe und Oder ein Rückhalt und eine Kraft⸗ 
reſerve, oft auch ein Streitobjekt geweſen. Si⸗ 
moleit gibt, unterſtützt durch die Kartenſkizzen 
Hillen Ziegfelds, ein anſchauliches Bild der 
geſchichtlichen Entwicklung. Im zweiten Teil 
behandelt er die oſtpommerſche Landſchaft, die 
im Vierklang von Sander, Landrücken, Grund⸗ 
moräne und Küſte ihre eigenen, noch kaum ent⸗ 
deckten Reize beſitzt, das oſtpommerſche Volks⸗ 
tum, deſſen feſtgefügter deutſcher Charakter 
durch keine fremden Elemente in Frage geſtellt 
werden kann, und die oſtpommerſche Wirt⸗ 
ſchaft, die auf kargem Boden, ohne die natür⸗ 
lichen Vorausſetzungen einer induſtriellen Ent⸗ 
faltung und durch die Verkehrsferne belaſtet, 
einen ſchweren Kampf zu beſtehen hat. Dr.. 


Die neuen lettländiſchen Wirtſchaftsgeſetze 
in ihrer Auswirkung auf die deutſche Volks⸗ 


ſetzgebung unter das Motto eines 


gruppe in Lettland. Von Dr. Hans Ulrich 
Scupin. Hanſeatiſche Verlagsanſtalt, Ham⸗ 
burg 1936. 76 Seiten und 10 Kunſtdruckbei⸗ 
lagen. Preis 3,— RM, — Durch die ſog. 
Sylveſtergeſetze hat die Rigaer Regierung die 
geſetzliche Grundlage eines ſtändiſchen Aufbaus 
der lettländiſchen Wirtſchaft geſchaffen. Das 
würde auf deutſcher Seite verhältnismäßig 
wenig intereſſieren, wenn die Regierung nicht 
auch dieſe Geſetze wieder dazu benutzt haben 
würde, um die deutſche Volksgruppe Lettlands 
zu ſchädigen und zu entrechten. Iſt es in 
einem Lande, das 26,58 vH. nichtlettiſcher Be⸗ 
völkerung hat, an ſich ſchon bedenklich, die Ge⸗ 
„lettiſchen 
Lettland“ zu ſtellen, ſo läßt die Durchführung 
der Sylveſtergeſetze erkennen, daß fie in der 
Hauptſache dazu beſtimmt ſind, dem ſtädtiſchen 
Deutſchtum des Landes ſeine wichtigſten ſozi⸗ 
alen und kulturellen Stützpunkte zu nehmen, 
wie ſ. Z. durch die ſog. Agrarreform dem länd⸗ 
lichen Deutſchtum ſeine Exiſtenzgrundlage ge⸗ 
raubt worden iſt. Durch die Geſetze wurden 
die Große und die Kleine Gilde in Riga und 
ſechs deutſche „Gewerbevereine“, private Ver⸗ 
eine, deren Beſitz Millionenwerte darſtellt, ent⸗ 
ſchädigungslos zugunſten der neu geſchaffenen 
lettiſchen Wirtſchaftskammern bezw. der Kom⸗ 
munen enteignet. Dieſer Maßnahme liegt eine 
bewußte Verkennung der Aufgaben der ge⸗ 
nannten deutſchen Einrichtungen zugrunde. Als 
vorwiegend geſelligen, kulturellen und ſozialen 
Zwecken dienend, hätten ſie überhaupt nicht 
unter die Geſetze gehört. Soweit ſich ihre Auf⸗ 
gaben in Einzelfällen etwa noch mit denen der 
neuen Kammern überſchnitten, wäre dem Ge⸗ 
ſetz vollkommen Genüge geſchehen, wenn ihr 
Tätigkeitskreis entſprechend abgeändert worden 
wäre. Das aber lag nicht in der Abſicht des 
lettiſchen Geſetzgebers. Er wollte ſich an jahr⸗ 
hunderte altem deutſchen Beſitze bereichern. So 
wurde die Durchführung der Geſetze ein groß⸗ 
angelegter Diebſtahl, der mit den Grund⸗ 
begriffen der europäiſchen Geſittung in einem 
unüberbrückbaren Widerſpruch ſteht, ein Ge⸗ 
waltakt gegen das Deutſchtum, der eine Ver⸗ 
höhnung der von Lettland eingegangenen völker⸗ 
rechtlichen Verpflichten iſt. Scupin hat in 
ſeiner Schrift die Geſetze und ihre Bedeutung 
für die deutſche Volksgruppe Lettlands darge⸗ 
ſtellt. Er hat die lettiſchen Rechtfertigungs⸗ 
verſuche, insbeſondere das von Lügen und 
Widerſprüchen ſtrotzende lettiſche „Gelbbuch“, 
unter die Lupe genommen und ihnen die tat⸗ 
ſächliche geſchichtliche Entwicklung und gegen⸗ 
wärtige Bedeutung der „Gilden“ und „Gewer⸗ 
bevereine“ entgegengeſtellt. Dr. K. 


Hitlers Friedenspolitik und das Völkerrecht. 
Von Heinrich Rogge. Schlieffen Verlag, 
Berlin 1935. 127 Seiten. Preis kart. 2,70 HA, 
Ganzleinen 3,30 N. — Der bekannte Rechts⸗ 
gelehrte unterſucht in dieſer Arbeit die Grund⸗ 
ſätze der Friedenspolitik des Führers auf ihre 
völkerrechtliche Bedeutung hin. Die Grundſätze 
der Ehre, der Gleichberechtigung, der ummittel⸗ 
baren Verſtändigung uſw. ſind Faktoren, die in 
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der Nachkriegszeit bei den Diplomaten tief im 
Kurs geſtanden haben. Daß der Führer es 
unternommen hat, die Beziehungen der Staaten 
und Völker zu einander wieder auf dieſen 
Grundſätzen aufzubauen, iſt für die Neugeſtal⸗ 
tung des Völkerrechtes von grundlegender Be⸗ 
deutung geworden. Nur dann, wenn das 
Völkerrecht auf ſittlichen Grundſätzen, auf der 
Achtung vor der Ehre und dem Leben des 
Andern aufgebaut iſt, kann dieſes Recht wirklich 
der Sicherung des Friedens und der Zuſammen⸗ 
arbeit der Völker dienen. Dr. K. 


Der Dobnik. Roman von Hans Georg 
Buchholz. Gräfe und Unzer Verlag, Königs⸗ 
berg Pr. 1936. 181 Seiten. Preis Ganzleinen 
4,50 RAM. — Der alte Dobnik, der mit feinem 
watſchelnden Gang und feinem grünlich ſchim⸗ 
mernden Bart wie der leibhaftige Waſſermann 
ausſieht, der grübelnde Knecht Poko, der mit 
einer Gruppe abſeitiger Menſchen in einer alten 
Scheune ſektiereriſche Andachten abhält, ſein 
reicher Vetter Volkmann, der es vom Holzknecht 
zum millionenſchweren Sägewerksbeſitzer ge⸗ 
bracht hat, die weiße Miela und deren Kind, 
das der Fiſchmeiſter verleugnet hat, ſind die 
Hauptperſonen dieſes Romans. Seinen Hinter⸗ 
grund bildet die Landſchaft der maſuriſchen 
Seen. Aus dieſer Landſchaft heraus entwickelt 
der Dichter auch die Charaktere der Menſchen, 
einmal ihre Neigung zu Abſonderung und Ab⸗ 
ſonderlichkeit und dann wieder ihren zähen Be⸗ 
hauptungswillen im alltäglichen Leben. Im 
Dobnik verſchwimmt die Geſtalt des ſagen⸗ 
haften Waſſermannes mit der eines ſelbſtſüch⸗ 
tigen, hartherzigen Greiſes; über den reichen 
Volkmann, den der Holzhandel durch ganz 
Europa führt, gewinnt immer wieder der 
Boden der Heimat, wo er ſeinen erſten kargen 
Lohn als Holzfäller verdient hat, Gewalt; der 
Knecht, der in feinen Andachten von der Ueber: 
windung des Irdiſchen ſpricht, weiß ſchließlich 
doch keine andere Bleibe für ſich als eben das 
Land zwiſchen Seen und Wäldern, in das ihn 
das Schickſal hineingeſtellt hat; und die Miela 
findet im Kampf um ihr Kind aus der Abge⸗ 
ſchiedenheit eines freudloſen Lebens zur tätigen 
Daſeinsbejahung zurück. Die Menſchen, die 
Buchholz zeichnet, lehnen ſich auf gegen die 
Kargheit und Lebensnot ihres Landes; aber 
eben dieſes Land iſt es doch, das ihnen innere 
Ruhe und Lebenskraft gibt. 


Noras Schickſal. Drei Erzählungen von 
Agnes Miegel. Gräfe und Unzer Verlag, 
Königsberg Pr. 1936. 134 Seiten. Preis 
Ganzleinen 3,50 .AM. — Es find Erzählungen 
aus einem „Milieu“, zu dem die Gegenwart 
keine Beziehungen mehr hat, in dem Vertikos, 
Nippes und Muſchelaufſätze den geſellſchaft⸗ 
lichen Geſchmack charakteriſterten. Aber es iſt 
gerade ein Beweis der überlegenen Erzähler⸗ 
kunſt Agnes Miegels, daß ſie dieſes „Milieu“, 
das den in der Gegenwart Stehenden mehr als 
eine bedauerliche Entgleiſung denn als eine 
erinnernswerte Bereicherung erſcheint, doch mit 
Wärme und Lebensechtheit zu erfüllen vermag. 
Es kommt wohl daher, daß ſie das „Milieu“ 
mit der Weſensart des oſtpreußiſchen Menſchen 
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erfüllt und von den Dingen, die ſonſt irgendwie 
peinlich und bedauernswert wirken, mit einer 
gewinnenden und gütigen Mütterlichkeit zu er⸗ 
zählen verſteht. er aber die Herbheit und 
Stärke der Miegelſchen Ballade, geſchichtlichen 
Erzählung und Landſchaftsſchilderung kennt, 
den wird die Weichheit dieſer Geſchichten, aus 
denen die reſignierende Weisheit ältlicher Stifts⸗ 
damen ſpricht, freilich ein wenig en 

LK. 


Fünfkirchen. Roman von Ottfried Graf 
Finckenſtein. Eugen Diederichs Verlag, 
Jena 1936. 258 Seiten. — Der Verfaſſer 
dieſes Romans gehört zu der jungen oſtpreußi⸗ 
ſchen Dichtergeneration. Sein Roman ſpielt in 
der ihm bertrauten Umgebung. Er handelt vom 
Leben eines großen oſtpreußiſchen Gutshofes, 
einer Gemeinſchaft, die trotz mancher Gegen⸗ 
ſätze alle in ihrem Banne behält, die ſich durch 
Geburt oder Arbeit in ſie hineingelebt haben. 
Es werden darüber keine großen Worte ge⸗ 
macht. Es werden auch keine ſozialen Pro- 
bleme gewälzt. Es werden einfach einige 
der Menſchen, die zu dem Gute gehören, mit 
ihren kleinen und großen Erlebniſſen geſchildert. 
In der ſparſamen Zeichnung der Charaktere 
und der knappen Ausmalung der Geſchehniſſe 
beweiſt der Verfaſſer eine ſichere Geſtaltungs⸗ 
kraft, die ebenſo unpathetiſch iſt, wie das Leben 
des Gutes, das gleichmäßig fortfließt, auch 
wenn ſich das Leben der einzelnen im guten oder 
im böſen Sinne erfüllt. Dr. K. 


Das Stadtbild von Danzig in drei Jahr⸗ 
hunderten ſeiner großen Geſchichte. Unter dieſem 
Titel wird Anfang nächſten Jahres ein Stan⸗ 
dardwerk erſcheinen, das neben 150 Seiten Text 
über 200 Abbildungen und mehreren Falttafeln 
umfaſſen wird. Es wird mit Unterſtützung des 
Senates der Freien Stadt und der Vereinigung 
zur Erhaltung der Bau- und Kunſtdenkmäler 
herausgegeben von der Architekturabteilung der 
Techniſchen Hochſchule Danzig, deren Leiter 
Prof. Otto Kloeppel fü rdas Werk verant⸗ 
wortlich zeichnet. Es wird das umfaſſendſte und 
grundlegendſte Werk über die ſtädtebauliche Ent⸗ 
wicklung Danzigs ſein. Der endgültige Preis 
ſteht noch nicht feſt. Wer ſich das Buch jedoch 
im voraus beſtellt und die Hälfte des Betrages 
im voraus bezahlt, kann ſich das Buch etwa zur 
Hälfte des ſpäteren Preiſes ſichern. Während 
der Preis nach Erſcheinen etwa 20 AM be 
tragen wird, koſtet das Buch bei Vorausbe⸗ 
ſtellung ungebunden nur 10 HA, gebunden 
12 RA. Vorausbeſtellungen find an C. Els⸗ 
ner, Architekturabteilung der Techniſchen Hoch⸗ 
ſchule in Danzig einzuſenden. Der vorauszube⸗ 
zahlende Betrag (5 bezw. 6 ) iſt auf das 
Sonderkonto C. Elsner, Deutſche Bank, Depo⸗ 
ſitenkaſſe Danzig⸗Langfuhr einzuzahlen. 


Dieſer Nummer des „Oſtland“ liegt eine 


Anzeige des Verlages F. A. Brockhaus, 


Leipzig, bei 


Beſucht den deutſchen Oſten 


Das Elbinger Ordensſchloß. Eines der 

früheſten feſten Schlöſſer, die der Deutſche 
Ritterorden in dem neugewonnenen Lande 
Preußen errichtete, war das Schloß zu Elbing, 
das jedoch zerſtört wurde, als ſich die Städte 
in der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts 
egen die Herrſchaft des Ordens auflehnten. 
Teile dieſes Schloſſes ſind noch heute 
in der Agnes⸗Miegel⸗Schule in Elbing 
erhalten. Um Umfang und Anlage dieſes 
Schloſſes, das einſt nächſt der Marienburg das 
ſchönſte geweſen ſein ſoll, feſtzuſtellen, werden 
gegenwärtig auf dem Hof dieſer Schule ſowie 
unweit davon auf dem Hofe der Höheren 
Handelslehranſtalt Ausgrabungen durchge⸗ 
führt, von denen man intereſſante Aufſchlüſſe 
erwartet. Während man bei der Agnes⸗Miegel⸗ 
Schule, wo bereits früher beim Anbau eines 
neuen Gebäudeteils die Reſte eines Keller⸗ 
gewölbes des Schloſſes freigelegt wurden, u. a. 
Steinpflaſter aus der Ordenszeit fand, konnten 
auf dem Hof der Handelslehranſtalt ganze 
Mauerfundamente freigelegt werden. Aufge⸗ 
fundene Reſte von Formſteinen, z. T. mit 
farbigen Glaſuren, laſſen auf den kunſtvollen 
Bau des Schloſſes ſchließen. Von den Aus⸗ 
grabungen erwartet man vor allem eine Klärung 
der Frage der Anordnung von Haupt: und 
Vorburg: denn ſchriftliche Aufzeichnungen oder 
Pläne des alten Schloſſes ſind nicht mehr vor⸗ 
handen. Es ift geplant, bis zur 700-Jahr⸗ 
feier Elbing im nächſten Jahre die 
Ergebniſſe dieſer Ausgrabungen gewiſſermaßen 
als Freilichtmuſeum zugänglich zu machen. 


Der Oberländiſche Kanal. Die geneigten 
Ebenen des Oberländiſchen Kanals, die zu den 
meiſtbeſuchten Sehenswürdigkeiten Oſtpreußens 
gehören, ſind in dieſem Herbſt 75 Jahre alt 
geworden. Während der 200 Kilometer lange 
Kanal ſchon 1860 fertiggeſtellt wurde, konnten 
die geneigten Ebenen erſt im Herbſt 1861 in 
Betrieb genommen werden. 
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Auferſtehungslinde in Annaberg. Die durch 
23 Pfeiler geſtützte ſehenswerte Linde auf dem 
Friedhof in Annaberg im Erzgebirge 
blickt in dieſem Jahre auf ein Alter von 400 
Jahren zurück. Sie ſoll im Jahre 1536 mit 
den Wurzeln nach oben einge⸗ 
pflanzt worden ſein und wird deshalb im 
Volksmund als „Auferſtehungslinde“ bezeichnet. 
Auf dem Friedhof iſt auch Barbara Utt- 
mann, die das Spitzenklöppeln im Erzgebirge 
einführte, begraben. 


40 Jahre Vogelwarte Roſſitten. Ende Juli 
war es 40 Jahre her, daß Profeſſor Thiene⸗ 
mann, der Gründer und ehemalige Leiter der 
weltberühmten Vogelwarte Roſſitten, zum 
erſten Male die Wunderwelt der kuriſchen 
Nehrung erblickte. Erſt einige Jahre zuvor 
war die Bedeutung der Kuriſchen Nehrung als 
einzigartige Straße des Vogelzuges entdeckt 
worden, und der damals junge Vogelforſcher, in 
ſeinem Hauptberuf Pfarrer, fühlte ſich von dem 
Reichtum ſeltener Tiere und von der urwüchſigen 
Natur der Nehrung ſo angezogen, daß er ſeinen 
Pfarrerberuf aufgab und mit der freiforfchen- 
den Tätigkeit in Roſſitten vertauſchte. Allen 
Hemmniffen zum Trotz baute er dort feine 
Lebensarbeit auf, und mit der Uebernahme der 
Vogelwarte Roſſitten durch die Kaiſer⸗Wilhelm⸗ 
Geſellſchaft zur Förderung der Wiſſenſchaft im 
Jahre 1923 wurde ihm auch die letzte öffentliche 
Anerkennung ſeiner Arbeit zuteil. Unbeab⸗ 
ſichtigt iſt Profeſſor Thienemanns Arbeit zu 
einer großen Werbung für den oſtpreußiſchen 
Fremdenverkehr geworden. Denn eine UInzahl 
Beſucher, denen Roſſitten und damit die 
Kuriſche Nehrung erſt durch ſeine Tätigkeit 
bekannt wurde, kommt nun jährlich hierher, die 
Ergebniſſe ſeiner Arbeit in der Vogelwarte zu 
ſehen und das kleine Vogelmuſeum zu beſichtigen, 
das für die Freunde der einheimiſchen Vogel⸗ 
welt eingerichtet worden iſt. 
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